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Gemeinderat.
Oeffentliche Sitzung vom 15. Juli 1932.

Vorsitzende: Bgm. Seitz und die GRe. Dr. Neubauer,
Uebclhör und Weigl.

Schriftführer: Die GRe. Huka , Mare sch, Pokorny  und
P r i n ke.

(Beginn der Sitzung um 5 Uhr 5 Minuten nachmittags.)

1. Die GRe. Danek, Juchs, Grolig und Schmid sind beurlaubt, die
GRe. Frauenfeld, Müller, Reisinger, Schafranek, Marie SchlösingN, Dr.
Suchenwirth und Thaller sind entschuldigt.

2. Pr . Z. 1684/32. Dem GR. Schafranek wird ein Urlaub vom
27. Juni bis 3«. Juli 1932 bewilligt.

3. D r̂ Bürgermeister  macht folgende Mitteilungen:
Der Elternverein  an der Mädchen-Hauptschule III . Dietrich-

gassc  36 hat aus gemeinsamenMitteln von Eltern und Lehrkörper ein
Klavier im Werte von 10068 und einen Skioptikonapparat im Werte von
700 8 gespendet.

Die E l t er n v er e i n i gu n g an der Knaben-Hanptschule II.
S chwa r z i n gcr ga ssc 4 hat ein Epidiaskop samt Zubehör im Werte
von 1050 8 und civen Schweighofer-Flügel im Werte von 1156 8 der
genannten Schule gewidmet.

Der Gemeinderat spricht den Spendern den Dank  aus.

4. Der Bürgermeister  teilt mit, daß die Beantwortung einer
Anzahl von Anfragen (Nr. 1 bis 7) der GRe. Dr. Suchenwirth, Weikcrt,
Dr. Riehl und Scholz in der heutigen Sitzung erfolgt sei. Da die Anfrage¬
steller die sofortige Verlesung und Besprechung einiger dieser Anfragen
und ihre Beantwortung in der Sitzung verlangen, beraumt er die Ver¬
handlungen darüber für den Schluß der Sitzung an.

5. Folgende Anträge werden auf Grund des 8 23 der Gemeinde-
Verfassung ohne Verhandlung angenommen:

Pr . Z. 1707. P . 2. 1. Der Antrag der Gesellschaft zum Betriebe der
städtischen Wasenmcistcrei und thermochemischen
Fabrik  in Wien, Gesellschaftm. b. H., XI. Simmcringcr Lände 208,
den zwischen ihr und der Gemeinde Wien bestehenden Pachtvertrag
mit 31. Dezember 1931 einvcrnchmlich zu lösen, wird angenommen.

2. Der von der genannten Gesellschaft mit Zuschrift vom 5. Juli
1932 der Gemeinde Wien mit Wirksamkeit vom1. Jänner 1932 angebotene
neue Vertrag  zwischen der Gemeinde Wien und der genannten Ge¬
sellschaft wird genehmigt.

3. Für die aus diesen: neuen Vertrage sich ergebenden Ausgaben
wird ein Kredit für 1932 in der Höhe von 1801)00 8 bewilligt, der auf der
neu zu eröffnenden Ansgabsrübrik 606/2 „Kosten der Beseitigung von
Kadavern und tierischen Abfällen" zu verrechnen ist und in den nicht prä-
liminierten Einnahmen ans der neu eröffneten Empfangsrubrik 606/1 rl
„Gebühr für die Beseitigung von Kadavern und tierischen Abfällen" seine
Deckung findet. ,

4. Der Magistrat wird beauftragt, die nach 8 5 des Vertrages
bereits fälligen Monatsraten der Gesellschaft sofort zu überweisen.

Pr . Z. 1598. P . 4. In Abänderung und Ergänzung des ge¬
nehmigten F l ä chen wi dmu n gs- und Bebauungsplan cs
für  das Gebiet zwischen Krottenbachstraße, Qbkirchergassc, Billrothstraßc,
Rudolfincrgasse, Silbcrgasse und Billrothstraßc im XIX. Bezirke werden
gemäß tz 1 der Bauordnung für Wien für das im Plane 350 des
Stadtbanamtes, M.Abt. 54/3386/36, mit den Buchstabena b e cka k (u)
umschriebene Plangcbiet folgende Bestimmungen getroffen:

1. Die im Plane rot gezogenen und gcschrafftcn Linien werden als
Baulinicn, die rot voll gezogenen als vordere, die rot strichliertcn als
innere und seitliche Baufluchtlinien und die grün gezogenen und mit
Punkten besetzten Linien als Straßenfluchtlinicn festgesetzt. Die mit diesen
Bestimmungen in Widerspruch stehenden Fluchtlinien werden als solche
ansgelassen.

2. Der Baublock7 und die durch gelb gestrichelte Schroffen hervor¬
gehobenen Teile der Banblöcke1 und 2 liegen im gemischten Baugcbict;
die übrigen Teile dieser Baublöcke, sowie die Banblöckc3, 4, 5 und 6
liegen im Wohngebiet.

3. Die zwischen den Baulinicn und vorderen Baufluchtlinienge¬
legenen Flächen sind als Vorgärten auszugestalten und zu erhalten und
gegen die Verkehrsflächen mit gefällig ausschenden, den freien Durchblick
nicht behindernden Gittern abzuschließen.

4. Die Bebauung der im Plane durch dunkclgclbe Tönung bczcich-
neten Flächen hat nach Bauklasse II in geschlossener, die der hellgelb ge.
tönten Flächen nach Bauklasse 11 in offener oder gekuppelter Bauweise zu
erfolgen.

5. Für die braungrün schraffierten Flächen Billrothstraßc Or.Nr. 68,
70, 72, 74 und 76 wird die BauklaffeI in geschlossener Front festgesetzt.
Das heute bestehende Stadtbild ist bei allfälligen Neu- und Umbauten
hinsichtlich der Ausbildung der Schauseiten, der Höhen, Form, Farbe und
Eindeckung der Dächer zu wahren.

6. Die Bebauung der im Plane durch graugrüne Tönung hcrvor-
gehobenen Flächen der Baublöcke3, 5 und 6 hat nach BauklasseI in
offener oder gekuppelter Bauweise zu erfolgen. Insoweit aber Teile des
Baublockes6 heute bereits in geschlossener Bauweise bebaut sind, kann
auch bei Neubauten an ihrer Stelle diese Bauweise zur Anwendung kommen.

7. Bezüglich der Bebauung in offener oder gekuppelter Bauweise
werden folgende Bestimmungen getroffen:

a) Die genehmigten Vorgartentiefen haben als Mindestmaße zu
gelten, doch dürfen gekuppelte Bauten nur unter Vermeidung
von außen dauernd sichtbar bleibender Feuermaucrn erbaut
werden.

b) In einem Abstand von 18 m in der Bauklasse 11 und von 15 m
in der BauklaffcI von den tatsächlich(ungehaltenen vorderen
Baufluchtlinien werden innere Baufluchtlinien festgesetzt. Es
kann daher die Trakttiefe von Gebäuden in der Bauklasse II
das Maß von 18 m und in der BauklaffcI von 15 m nicht
überschreiten.

8. Der Uebergang von der geschlossenen zur offenen Bauweise hat
unter Vermeidung von außen sichtbaren Feuermaucrn zu erfolgen.

9. Die unbebaut bleibenden Teilflächen der Bauplätze sind gemäß
8 5, Absatz 2cl, der Bauordnung für Wien gärtnerisch auszugestalten.

10. Auf den Baublöcken3 und 6 darf die Gcbäudehöhe bei An¬
wendung der offenen Bauweise an keiner Front das Maß von 10 m
übersteigen.

11. Als endgültige Straßenhöhen werden die im Plane blau einge¬
schriebenen Maßzahlen festgesetzt.

12. Für dis Ausgestaltung der Verkehrsflächen werden die in der
Planbeilage8 eingetragenen Querschnitte festgesetzt.
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Berichterstatter GR. Hieß (an Stelle des GR. Thaller).
6. Pr . Z. 1505, P . 1. 1. Den nachstehend angeführten Vereinen

und Institutionen werden die beantragten Subventionen  mit einem
Gesamterfordernis von 347.294'05 8 bewilligt: Denkmäler der Ton¬
kunst 800, Gesellschaft der Musikfreunde 2500, Wiener Tonkünstler-
Orchester 4000, Wiener Symphonieorchester8000, Wiener Lehrera oupsilu-
Chor 300, Deutscher Volksgesangverein 200, Verein für volkstümliche
Musikpflege 700, Oesterreichischer Komponistenbund300, Genossenschaft der
bildenden Künstler Wiens 4000, Vereinigung bildender Künstler„Wiener
Sezession" 7000, „Kunstgcmeinschaft", Vereinigung bildender Künstler
Oesterreichs 500, Gesellschaft zur Förderung der Kunstgewerbeschule 1000,
Gesellschaft für vervielfältigende Kunst 300, Wiener Zwcigverein der
Deutschen Schillerstiftung 600, Wiener Dombauverein 4000, Künstlerbund
„Hagen" 500, Verein „Carnuntum" 800, Biologische Versuchsanstalt der
Akademie der Wissenschaften 800, Komitee zur Veranstaltung von Gastvor¬
trägen ausländischer Gelehrter exakter Wissenschaften 600, Verein für Ge¬
schichte der Stadt Wien 1000, Oesterreichischer Bund für Volksaufartung
und Erbkunde 400, WissenschaftlicherKlub 500, Numismatische Gesell¬
schaft 400, Wiener Bibliophilen-Gesellschaft 400, Geographische Gesell¬
schaft 400, Oesterreichische Gesellschaft für Höhlenforschung 200, Oester-
reichische Gesellschaft für Bevölkerungspolitik und Fürsorgewcsen 200,
Oesterreichische Mykologische Gesellschaft(Pilzkunde, Botanisches Institut)
200, Gesellschaft zur Förderung des Institutes für Statistik der Mindcr-
hettsvölker an der Universität in Wien 200, Volkstümliche llniversitäts-
kurse 2000, VolkshochschuleWien „Volksheim" 24.000, Wiener Volks¬
bildungsverein 16.000, Verein Zentralbibliothek 8000, Zentralverein für
Volksbüchereien und Lesehallen 12.000, Verein Volkslesehalle 4000, Wiener
Urania 12.000, OesterreichischeGesellschaft für Volksgesnndheit 1500,
Technisches Museum 3000, Oesterreichischer Verband für die Material¬
prüfungen der Technik 200, Fürsorge der medizinischen Fakultät, Physio¬
logisches Institut 1600, Vereinigung Wiener Juristen 1200, Vereinigung
Wiener Mediziner 700, Museum für Volkskunde 4000, Gesellschafts- und
Wirtschaftsmuseum 22.000, Lehrerarbeitsgcmeinschaft„Lichtbild" 6000,
Grillparzer-Ausgabe 1000, Jugcndschriftenstclle für blinde Kinder 1000,
Verein Hilfsschule für Schulentlassene 300, Verein der Naturbcobachter
und Sammler 100, Wiener Frauenakademie 300, Fortbildungsschule für
Hausgehilfinnen 1600, Verband der christlichen Hausgehilfinnen 800,
Wiener Pädagogische Gesellschaft 1300, Oesterreichischer Bildspielbund 500,
Arbeiter-Abstinentenbund in Oesterreich 10.000, Abstinentenverein„Lcbens-
reform" 500, Verein abstinenter Frauen 1200, Katholisches Kreuzbündnis
500, Bund enthaltsamer Erzieher 200, Gesellschaft zur Förderung des Ver¬
brauches von Milch und heimischen Molkereiprodukten 3000, Oesterreichischer
Guttempler-Orden 200, Wiener Freiwillige Rettungs-Gesellschaft 6000,
Herzstation 2000, Erstes öffentliches Kinderkrankeninstitut2000, St . Josef-
Kinderspitalverein 2000, Dr. Krüger-Heim 200, Rekonvaleszentenheim
„Philantropia" 200, „Charite" 200, Verein Künstlerhcim 500, Verein
„Distriktskrankenpflege10.000, Hauskrankenpflege 2800, Krüppelarbeits¬
gemeinschaft 2500, Verein zur Errichtung und Erhaltung der Ersten Wiener
Suppen- und Teeanstalt 3000, Lebensmüdenstelleder Ethischen Gemeinde
400, Soziale Gerichtshilfe für Erwachsene 2000, Verband „Jugendheim"
35.000, Reichsbund der katholischen deutschen Jugend Oesterreichs 8750,
Verein Jugendberatung 200, Zentralstelle für Kinderschutz und Jugend¬
fürsorge 400, Deutsch-österreichischer Bühnen-Verein 15.000, Wirtschafts¬
hilfe der Arbeiterstudenten Oesterreichs 6000, Unterstützungsverein
Akademikerhilfe 2000, Hietzinger Freiwillige Rettungsgesellschaft 500,
Feuerwehr Josefsdorf 1000, SiedlungsfeuerwehrRosental-Satzberg 1000,
Feuerwehr Wolfersberg 1000, Feuerwehr Rudolfshügel 1000, Feuerwehr
Bad Hall 100, Feuerwehr Mauerbach 300, Feuerwehr Wieselburg an der
Erlas 100, Oesterreichisch-Deutschcr Volksbund 8000, Gesellschaft zur Be¬
kämpfung der Rauch- und Staubplage 400, Verschönerungsvcrein„Jedle-
see" 3500, Tierschutzvereinfür das Bundesgebiet Oesterreich, jetzt „Allge¬
meiner Tierschutzverband Oesterreichs" 2500, Touristenverein„Die Natur¬
freunde" 8000, Christlicher Arbeiter-Touristenverein 800, Oesterreichischer
Erfinderverband 500, Komitee zur Errichtung eines Dr. Julius Ofner-
Denkmales 5000 8.

2. Für die Wiener MesseA.G. wird eine Subvention von 60.000 8
bewilligt.

(Redner: Die GRe. Dr. Arnold, Stöger, Dr. Zörnlaib, Holaubek,
Marie Deutsch-Kramer, Dr. Hanke, Dr. Riehl, Pichler, Weitert, Mühl¬

berger und Jalkotzy; die GRe. Beisser und Dr. Hanke zur tatsächlichen
Berichtigung.)

Folgende Anträge  werden abgslehnt:
Anträge des GR. Prinke:
„1. Dem Verein „Hauskrankenpflege" wird statt 28008 30008 au

Subvention bewilligt.
2. Dem Reichsbund der katholisch-deutschen Jugend Oesterreichs

werden statt 8750 8 20 000 8 an Subvention bewilligt.
3. Dem Verband christlicher Hausgehilfinnen werden statt 800 8

10008 an Subvention bewilligt.
4. Dem christlichen Arbeiter-Touristenverein werden statt 800 8

10008 an Subvention bewilligt."
Anträge des GR. Dr. Arnold:
„Der Gemeinderat wolle beschließen: Dem Verein „Frohe Kindheit"

und dem Verein Kindcrschutzstationensind je 10.000 8 Subvention zu¬
zuwenden."

„Der Gemeinderat wolle beschließen: Den Freiwilligen Feuerwehren
Josefsdorf, Rosental-Sahberg, Wolfersberg, Rudolfshügel, Bad Hall,
Mauerbach, Wieselburg an der Erlas sind die Subventionen in demselben
Ausmaße wie im Jahre 1931 zu gewähren."

Anträge des GR. Stöger:
„Die Subvention für den Verein zur Errichtung und Erhaltung der

Wiener Suppen- und Tceanstalt wird auf 60008 erhöht."
„Die Subvention für den Unterstützungsverein„Akademikerhilfe"

wird auf 4000 8 erhöht."
„Die Subvention für den Verein„Volkslesehalle" wird auf 8000 8

erhöht."
„Die Subvention für das Katholische Kreuzbündnis wird auf

1000 8 erhöht."
Antrag des GR. Dr. Zörnlaib.
„Der Gemeinderat der Stadt Wien wolle beschließen, die Gesuch-

stcller, und zwar: Denkmäler der Tonkunst statt mit 800 8 mit 1000 8,
Gesellschaft der Musikfreunde statt mit 2500 8 mit 5000 8, Wiener Ton-
künstler-Orchester statt mit 40008 mit 8000 8, Wiener Symphonieorchester
statt mit 80008 mit 10.000 8, Genossenschaft der bildenden Künstler Wiens
statt mit 4000 8 mit 6000 8, Vereinigung bildender Künstler„Wiener
Secession" statt mit 7000 8 mit 90008, „Kunstgemeinschaft", Vereinigung
bildender Künstler Oesterreichs statt mit 500 8 mit 25008, Gesellschaft znr
Förderung der Kunstgewerbeschule statt" mit 1000 8 mit 2500 8, Wiener
Dombauverein statt mit 4000 8 mit 10.000 8, Künstlerbund„Hagen" statt
mit 500 8 mit 1000 8 zu subventionieren."

Antrag der GRe. Mühlberger  und Pesch el:
„Wir beantragen, daß die Höhe der im Vorjahre ausgewiesenen

Beträge zur Unterstützung freiwilliger Feuerwehren nicht herabgesetzt,
sondern in gleicher Höhe wie im Vorjahre beibehalten bleiben."

Pr . Z. 1758. Der Bürgermeister  stellt fest, daß dem Antrag
des GR. Dr. Hanke  auf Vorlage aller Ansuchen um Subventionen durch
den Magistrat an den Finanzausschuß und auf Absetzung des Geschäftsstückes
von der Tagesordnung nach der Geschäftsordnung nicht entsprochen
werden kann.

Berichterstatter GR. Lötsch.
7. Pr . Z. 1706, P . 3. 1. Die Gemeinde Wien widmet die ihr ge¬

hörigen Grundflächen westlich der Seyringerstraße in Leopoldau, umfassend
Teile der Grundstücke Kat.Parz. 2255/1, 2255/2, 2255/4, 2255/7 und die
Grundstücke 2255/25 und 2255/30 im XXI. Bezirke im Ausmaße von
rund 200.000 n? für Zwecke der Stadtrandsiedlungen.  Sie ver¬
pachtet diese Grundstücke unter den sich aus dem nachstehenden ergebenden
Bedingungen der „Gesiba" auf die Dauer von 15 Jahren.

2. Zur Deckung der mit der Errichtung dieser Stadtrandsiedlung ver¬
bundenen Kosten, für die notwendigsten gemeinsamen Anlagen sowie zur
Gewährung von Materialkrediten widmet die Gemeinde Wien einen Betrag
von 100.000 8, welcher, insoweit er zu Zwecken von Darlehen an die Wirt¬
schaftssiedler oder an die zu gründende Genossenschaft Verwendung findet,
nach Ablauf von zwei Jahren mit 2 Prozent zu verzinsen und vom Beginn
des dritten Jahres an gerechnet im Laufe von weiteren 13 Jahren im
Wege der „Gesiba" an die Gemeinde Wien zurückzuzahlen sein wird.

Dieser Betrag ist der „Gesiba" nach Maßgabe des Fortschrittes der
Arbeiten flüssig zu machen und von ihr alljährlich unter gleichzeitiger Vor¬
lage eines Berichtes über den Verlauf der Aktion abzurechnen.

3. Als Anwärter für die Zuteilung von Grundstücken, welche
höchstens ein Ausmaß von 2500 n? haben dürfen, kommen nach Maßgabe
ihrer körperlichen und sonstigen Fähigkeiten vor allem ausgesteuerte Er¬
werbslose in Betracht.
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4. Mit der Planung, Errichtung und Organisation dieser Stadtrand¬
siedlung für Erwerbslose, sowie mit ihrer fortlaufenden Ueberwachung und
Betreuung wird die GemeinwirtschaftlicheSiedlungs- und Baustoffanstalt
„Gesiba" betraut; sie führt diese Stadtrandsiedlungsaktion als Treuhand¬
stelle der Gemeinde Wien, welche sich die technische und gebarungsmäßige
Kontrolle vorbehält, unter nachstehenden Bedingungen durch:

a) Die „Gesiba" pachtet von der Gemeinde Wien die ihr auf Grund
vorgelegter Pläne zuzuweisenden Flächen auf die Dauer von
längstens 15 Jahren; insolange sie diese Flächen nicht weiter¬
verpachtet, bezahlt die „Gesiba" der Gemeinde Wien hiefür ledig¬
lich einen Anerkennungszins.

d) Die „Gesiba" übergibt den Wirtschaftssiedlern die einzelnen
Grundstücke in Unterpacht zu einem Pachtzinse, welcher den von
ihr an die Gemeinde Wien bezahlten Betrag nicht übersteigen darf.

a) Die Wirtschaftssiedlersind von der „Gesiba" unter ihrer Leitung
und Aufsicht zur dauernden, intensiven Bewirtschaftung ihres
Grundstückes, zur Errichtung einer Notunterkunft nach beizu¬
stellenden Plänen und zur Leistung von Arbeitsdienstzum
Zwecke der Erstellung gemeinsamer Anlagen zu verpflichten.

ä) Zur Führung der gemeinsamen Angelegenheiten der Wtrtschafts-
siedler ist eine Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft im Sinne
des Gesetzes vom 9. April 1873 zu gründen, der sämtliche Mit¬
glieder der Wirtschaftssiedlunganzugehören haben. Die einzelnen
Wirtschaftssiedler werden verpflichtet sein, den nicht der Selbst¬
versorgung dienenden Teil ihres Grundstückes, mindestens aber
ein Fünftel, nach den Weisungen der Genossenschaft zu be¬
pflanzen und die gewonnenen Marktprodukte im Wege der Ge¬
nossenschaft zu verwerten.

s) Zur Deckung ihrer Kosten und Auslagen erhält die „Gesiba"
einen einmaligen Pauschalbetrag von 100 8 für die Errichtung
und einen mit einem Groschen pro Quadratmeter Pachtfläche
bemessenen laufenden Betrag für die dauernde Betreuung jeder
Siedlerstelle.

5. Für die Ausgabe ack Punkt 2 wird für das Verwaltungsjahr
1932 ein Kredit von 100.000 8 bewilligt, der auf einer neu zu eröffnenden
Ausgabsrubrik 615/1 „Aufwendungen für Stadtrandsiedlungen" zu ver¬
rechnen und auf die Reserve für unvorhergesehene Ausgaben zu verweisen
ist, die gleichzeitig zu Lasten der Kassenbeständeum den gleichen Betrag
erhöht wird. Wenn sich jedoch bei der Aufstellung des Rechnungsabschlusses
Mehreinnahmen oder Minderausgaben ergeben, die für diesen Kredit
Deckung bieten, so ist dieser Kredit in den Mehreinnahmen oder Minder¬
ausgaben zu decken und die Reserve zu entlasten.

(Redner: GR. Ullreich, StR . Dr. Alma Motzko und GR.
Gratzenberger.)

Folgende Anträge werden abgelehnt:
Antrag des GR. Ullreich:
„Im Punkt 2 sind die Worte „13 Jahren" durch die Worte

„25 Jahren" und im Punkt 3, erste Zeile, das Wort „höchstens" durch
das Wort „mindestens" zu ersetzen."

Antrag der StR . Dr. Alma Motzko:
„Mit dem Studium und der Durchführung der Bodennutzung als

Existenzhilfe für Ausgesteuerte ist ein Ausschuß zu betrauen, der aus Ver¬
tretern der Gemeinde Wien, der Ministerien für Landwirtschaft und
Handel, sowie aus Vertretern der Gcwerkschaftszentralenaller Richtungen
und den Vertreterinnen von Hausfrauenorganisationen bestehen soll."

Antrag des GR. Gratzenberger:
1. Die Pachtzeit für die angeführten Grundstücke der Stadtrand¬

siedlung wird von 15 auf mindestens 30 Jahre, gleichermaßen für die
„Gesiba" wie auch für die Subpächter verlängert.

2. Der vorgesehene Betrag für die notwendigen gemeinsamen An¬
lagen und Materialanschaffungen wird von 100.000 auf 600.000 8 erhöht.

3. Die Gemeinde Wien übernimmt die Herstellung und Instand¬
haltung der Zufahrtswege, sowie die Herstellung der Lichtanlage und
Wasserleitung bis zu den Parzellen."

8. Der Bürgermeister  teilt mit, daß er die eingclanqten An¬
fragen (Nr. 8 bis 13) und Anträge (Nr. 104 bis 117> der gcschäfts-
ordnungs mäßigen Behandlung  zuweist.

9. Pr . Z. 1771. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 95) der GRe
Stöger , Prinke  und Kollegen betreffend Auflassung der Volksschule

XX. Grciscncckergasse 29 wird nach Begründung durch GR. Stöger die
Dringlichkeit nicht zu erkannt.

10. Pr . Z. 1772. Dem Dringlicbkeitsantrag(Nr. 96) der GRe.
Dr. Arnold  und Kollegen betreffend Richtlinien über die Gewährung
von Pflegebeiträgen wird nach Begründung durch GR. Dr. Arnold und
Gegenrede des StR . Dr. Tandler die Dringlichkeit nicht zu¬
erkannt.

11. Pr . Z. 1773. Dem Dringlichkcitsantrag(Nr. 97) der GRe.
Rotier und Mühlbergcr  betreffend Ehrung der am 15. Juli 1927
im Dienst gefallenen Sichcrheitswachebeamteu wird nach Begründung
durch GR. Rotier die Dringlichkeit nicht zuerkannt.

12. Pr . Z. 1774. Dem Dringlichkcitsantrag(Nr. 98) der GRe.
Rotier und Dr. Riehl  betreffend die Unterbringung wohnungsloscr
Wache- und Kriminalbeamter wird nach Begründung durch GR. Rotier
und Gegenrede des StR . Weber die Dringlichkeit nicht zu¬
erkannt.

13. Pr . Z. 1775. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 99) der GRe.
Pichler  und Pesch el  betreffend die Ermäßigung des Strom- und
Gaspreises für ausgesteuerte Arbeitslose wird nach Begründung durch
GR. Pichler und Gegenrede des StR . Breitner die Dringlichkeit
nicht zuerkannt.

14. Pr . Z. 1776. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 100) der GRe.
Schaffer und Dr. Riehl  betreffend Versetzung von Straßenbahn¬
bediensteten wird nach Begründung durch GR. Schaffer die Dringlich¬
keit nicht zuerkannt.

15. Pr . Z. 1777. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 101) der GRe.
Ing . Hölzl und Grießler  betreffend Verletzung der Verschwiegen¬
heitspflicht durch ein Organ der Wahlbehörde wird nach Begründung
durch den GR. Ing . Hölzl die Dringlichkeit nicht zuerkannt.

16. Pr . Z. 1778. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 102) der GRe.
Ing . Hölzl und Pichler  betreffend die Vergebung von Wohnungen an
bodenständige Gemeindeangehörigc wird nach Begründung durch GR.
Ing . Hölzl die Dringlichkeit nicht zuerkannt.

17. Pr . Z. 1779. Dem Dringlichkeitsantrag(Nr. 103) der GRe.
Gratzenberger und Neu mann  betreffend Auflösung der städtischen
Betriebe und Unternehmungen, die Arbeiten verschiedener Gewerbczweige
ausübcn, wird nach Begründung durch GR. Gratzenberger die Dring¬
lichkeit nicht zuerkannt.

18. Pr . Z. 1396. Dem Verlangen der GRe. Weikert und
Scholz,  ihre Anfrage (Nr. 2) betreffend Vorfälle im Fürsorgeinstitut
für den XIII . Bezirk und die Beantwortung in der Sitzung zu verlesen
und zu besprechen, wird nach Begründung durch GR. Weikert nicht
entsprochen.

19. Pr . Z. 1397. Dem Verlangen der GRe. Dr. Riehl und
Grießler,  ihre Anfrage (Nr. 3) betreffend Demolierung des Bürger¬
versorgungshauses und die Beantwortung in der Sitzung zu verlesen und
zu besprechen, wird nach Begründung durch GR. Dr. Riehl nicht ent¬
sprochen.

20. Pr . Z. 1575. Dem Verlangen der GRe. Scholz und Ing.
Schaffer,  ihre Anfrage(Nr. 5) betreffend Staubplage auf dem Marga¬
retengürtel und die Beantwortung in der Sitzung zu verlesen und zu be¬
sprechen, wird nach Begründung durch GR. Scholz nicht entsprochen.

21. Pr . Z. 1576. Dem Verlangen der GRe. Dr. Riehl und
Weikert,  ihre Anfrage (Nr. 6) betreffend die Anstellung von Aerzten
und die Beantwortung in der Sitzung zu verlesen und zu besprechen, wird
nach Begründung durch GR. Dr. Riehl nicht entsprochen.

22. Die dringlichen Anträge(Nr. 95 bis 103), denen die Dringlich¬
keit nicht zuerkannt wurde, werden der geschäftsordnungs¬
mäßigen Behandlung  zugewiesen.

(Schluß der öffentlichen Sitzung um 11 Uhr 58 Minuten nachts.)

Anträge, Anfragen und Antworte».
Dringlicher Antrag (Nr . 95) der GRe. Stöger , Prinke

und Kollegen.
Pr . Z. 1771. Die Volksschule für Mädchen. XX. Greiseneckergasse 29

soll ausgelassen und die Schülerinnen der Raffael- und der Karajanschnle
zugewiesen werden. Seit Jahren werden Schülerinnen aus dem Sprengel
der Greiseneckerschule in die Karajanschule umgeschult.
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Da die Volksschule in der Grciscneckergaise eine der modernst ein¬
gerichteten Schulen der Brigittenau ist, mit elektrischem Licht, eigenen
Garderoben, Dampfheizung versehen ist und allen Anforderungen der neu¬
zeitliche Hygiene entspricht, was weder von der Raffael- noch von der
Karajanschule behauptet werden könnte, liegt der Verdacht nahe, daß der
Beschluß nach Auflassung der modernsten Schule auf politische Einflüsse
zurückzuführen ist.

Es wäre doch naheliegend, die aus dem Greiseneckersprcngel umgc-
schulicu Kinder wieder in die Volksschule in die Greisencckergasfe zurück¬
zuführen, derart den Schülcrstand aufzufüllen und eher die mehr veraltete
Karajanschule aufzulassen.

Der überwiegende Teil der Eltcruschast der Kinder, die bisher die
Greiseneckerschule besuchten, ist der Meinung, daß der völlig unverständliche
Beschluß darauf zurückzuführen sei, daß der offizielle Elternverein der
Greiseneckerschule christlich eingestellt ist, während die Elternvereineder
beiden anderen Schulen sozialdemokratisch orientiert sind.

Die Eltern werden in dieser Meinung durch die brüske Behandlung
bestärkt, die ihnen seitens des Herrn Bczirksvorsteherszuteil wird.

Die Gefertigten stellen daher den Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
Der Schulbetrieb in der modern eingerichteten Volksschule für

Mädchen XX. Greisencckergasse 29 bleibt aufrecht.
In formaler Beziehung wolle dem Antrag die Dringlichkeit zu¬

erkannt werden.

Dringlicher Antrag (Nr . 96) der GRe. Dr. Arnold  und
Kollegen.

Pr . Z. 1772. Im Vorjahr sind in einer Normale der M.Abt. 7 an
die Leiter der Kanzleien der Fürsorgcinstitute Richtlinien über die Zu-
crkennung von Pflcgcbeiträgcn erlassen worden. Darnach ist ein Pflege¬
beitrag, wenn zwei Personen in der Familie sind, erst dann zulässig, wenn
das Gesamteinkommen dieser zwei Personen weniger als 65 8 im Monat
beträgt. Eine Witwe mit einem Kind, die 66 8 im Monat verdient, erhält
also keine solche Unterstützung. Bei drei Personen ist die Einkommengrenzc mit
90 8 festgesetzt; sie ermäßigt sich bei mehr Personen immer mehr und mehr
und ist bei zehn Personen in der Familie mit 190 8 und bei elf Personen
mit 200 8 bestimmt. Dabei sind auch noch alle anderen Begünstigungen des
Bundes, Landes und der Gemeinde, wie die Schülcrausspeisung mit 17 8,
der Milchbezug mit dem verhältnismäßig hohen Betrag von 15 8, der Auf¬
enthalt im Kindergarten mit 13 8 dem Familieneinkommen zuzurechncn.

Die Entscheidung über die Zucrkennung von Pflegebciträgcn, über
die in den Sektionen keine Einigung erzielt werden konnte oder über die die
zuständige Sektion wegen der fehlenden zweiten Erhebung nicht beschließen
konnte, wurde zugleich einer eigenen Leiterkonferenz übertragen, welcher
der gewählte Vorstand des Fürsorgcinstitutes und drei Beamte als Organe
angehöre»; das gewählte Organ des Fürsorgcinstitutes ist bei dieser Zu¬
sammensetzung immer in der Minderheit, so daß der gewählte Funktionär
bei der Entscheidung eigentlich ausgeschaltct ist.

Diese Ausschaltung der Fürsorgcräte macht in der letzten Zeit weitere
Fortschritte. So wird in einem Merkblatt und in der Drucksorte für An¬
träge aus eine einmalige Geld-(Sach-)aushilfe mit fettgedruckten Lettern
dem Fürsorgerat verboten, einen ziffernmäßigen Antrag zu stellen. Auch
teilte mir der Amtsleiter eines Fürsorgcinstitutes anläßlich einer Inter¬
vention für einen ausgesteuerten Arbeitslosen mit, daß in solchen Fällen
laut seiner Instruktion nur einmal im Laufe von drei Monaten eine Aus¬
hilfe von 5 8 gegeben werden darf.

Diese Verfügungen bedeuten eine grausame Härte und eine Mecha¬
nisierung der Fürsorge. Es kann doch niemand und auch der Herr amts¬
führende Stadtrat nicht der Meinung sein, daß zur Erhaltung einer zwei¬
köpfigen Familie 66 8. einer dreiköpfigen Familie 91 8 und einer zehn¬
köpfigen Familie 191 8 ausreichen oder daß ein ausgesteuerter Arbeits¬
loser mit 5 8 sein Leben durch drei Monate fristen kann. Die Einengung
des Wirkungskreises der gewählten Funktionäre der Fürsorge widerspricht
allen Grundsätzen der Demokratie und bedeutet eine Lahmlegung der frei¬
willigen, wiederholt bewährten Mitarbeit mitten im praktischen Leben
stehender Menschen meist zum Schaden der zu Befürsorgendcn, oft aber auch
zum Nachteil der Gemeinde.

Die Gefertigten beantragen  daher:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe III wird beauf¬

tragt, die im Jahre 1931 erlassenen Richtlinien über die Gewährung von
Pflegcbciträgen, sowie die Bestimmungen des Merkblattes für die Fürsorge¬
räte und der Drucksorte für die Antragstcllung auf Geld-(Sach-)aushilfen,
nach welcher dem Fürsorger«! eine ziffernmäßige Antragstellung verboten
wird, sowie endlich die Bestimmung, daß Aushilfen innerhalb dreier Monate
nur bis zum Hkchstbetrage von 5 8 gegeben werden dürfen, außer Kraft
zu setzen.

In formaler Beziehung wolle dem Anträge die Dringlichkeit zu-crkannt werden.

Dringlicher Antrag (Nr . 97) der GRe. Rotier  und
M ü hl b er ger.

Pr . Z. 1773. Zum fünften Male jährt sich heute der Tag, an dem
brave deutsche Sichcrheitswachebcamte in Ausübung ihres Dienstes von
verhetztem marxistischem Mordgesiudel auf viehische Weise ums Leben ge¬
bracht wurden.

Wir stellen daher de» dringlichen Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Der Gcmeinderat erhebt sich zur Ehrung des Andenkens der am

15. Juli 1927 ermordeten Sicherhcitswachebeamtenvon den Sitzen.
2. Den vcrsorgungsberechtigten Hinterbliebenen der am 15. Juli

1927 ermordeten Sicherheitswachcocamtenwird eine einmalige Ehrengabe
von je 100 8 bewilligt.

3. Die bei den Ausschreitungen des marxistischen Mordgesindels am
15. Juli 1927 verwundeten Sicherhcitswachebeamten, die sich heute noch am
Lebe» befinden, werden in Anerkennung ihrer besonderen Verdienste um
die Repuhlik Oesterreich und die Stadt Wien im Sinne des 8 9 der Ver¬
fassung der Bundeshauptstadt Wien zu Ehrenbürgern ernannt.

Dringlicher Antrag (Nr . 98) der GRe. Rotier und
Dr. Riehl.

Pr . Z. 1774. Am 8. Juli hat im Festsaal der Polizeischulkaserne im
lll . Bezirk eine vom Ausschuß der Wohnungshilfe für Sichcrheitswache-
beamte einberusene Prcssebesprechung über die geplante Errichtung einer
neuen Wohnanlage für Bundessichcrheitswachcbcamte stattgefunden.

Bei dieser Besprechung erfuhr man, daß es unter den in der best-
vcrwaltcte» Stadt in Dienstleistung stehenden Wachcbcamtcn mehr als 500
gänzlich Wohnungslose und etwa 300 verheiratete unzulänglich Unter-
gebrachtc gibt. Bei den Kriminalbeamten liegen die Verhältnisse nicht anders.
Ein großer Teil dieser wohnungsloscn Beamten ist gezwungen, mit Frau
und Kind in feuchten Kellerlöchern zu Hausen. Die Folgen dieses Wohnungs-
elcndes sind nicht ausgeblieben: Ein Großteil der Frauen und Kinder dieser
Beamten ist lungenkrank oder hat anderweitigen Schaden an der Gesund¬
heit genommen.

Es ist ein unhaltbarer Zustand, daß die Sicherheitswachedie Oeffent-
lichkeit anrufen muß, um einen Teil jener Geldmittel aufzubringcn, der
zum Bau eines Wohnhauses für Polizeibeamte dienen soll, während ein¬
gewanderte Juden oder sonstige Fremde auffallend rasch in den Besitz
einer Wohnung durch die bestverwaftcte Gemeinde gelangen. Für die treu¬
esten Diener der Bevölkerung dieser Stadt, die jederzeit bereit sind, in Aus¬
übung ihres Dienstes ihr Leben cinzusetzen, hat die Gemeinde keine Woh¬
nungen! Diese Zustände sind geeignet, das Ansehen unserer Vaterstadt auf
das schwerste zu schädigen. Während Polizeibeamte in Wien deshalb poli¬
zeilich nicht gemeldet erscheinen, weil sic ohne Unterstand sind und da und
dort bei Bekannten und Verwandten nächtigen müssen, treiben Juden und
andere Volksfrcmde mit aus den Mitteln der Wohnbausteuer errichteten
Wohnungen wüsten Schacher!

Wenn aus Steuergeldcrnerbaute Gcmeindewohnungcn in großer
Zahl für sozialdemokratische Partcizwecke verwendet und damit dem eigent¬
lichen Zweck entzogen werden(zum Beispiel im Karl-Marx-Hof — »omsn
ast omni, —- die Stiege 14 mit etwa 14 bis 16 Wohnungen), scheint es
dringend geboten, daß endlich mit diesen Ucbclständcn Schluß gemacht wird.

Wir stellen daher den dringlichen Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Der Herr Bürgermeister, auf dem der schwere Vorwurf lastet, die

vorangesührten Uebclstände mitvcrschuldet zu haben, wird aufgefordert,
für die Unterbringung der wohnungslosen und unzulänglich untergcbrachten
Wache- und Kriminalbeamten der Bundespolizeidirektion Wien entspre¬
chende Weisungen an die zuständige Vcrwaltungsgruppe IV zu erlassen.

2. Der Herr amtsführende Stadtrat Weber, den der Vorwurf der un¬
mittelbaren Schuld an den vorangesührten Uebelständen trifft, hat ehestens
dem Gcmeinderat Bericht zu erstatten, wieviel aus dem Osten stammende
und sonstige Juden, Tschechen und andere Fremde einerseits und wie viel
Sicherhcitswache- und Kriminalbeamte anderseits in Gemeindebautcn zn-
gewiesene Wohnungen erhalten haben.

3. Der Herr amtsführende Stadtrat Weber hat im Sinne des
Punktes 1 in jedem Gemcindewohnhaus einige Wohnungen für wohnungs-
lose und unzulänglich untcrgebrachte Sicherheitswachc- oder Kriminal¬
beamte frcizumachen, beziehungsweise an solche Beamte zu vergeben.

Dringlicher Antrag (Nr . 99) der GRe. Pichler und
Peschel.

Pr . Z. 1775. Das ungeheure Heer der Arbeitslosen, die außer¬
stande find, mit den kärglichen Untcrstützungsbeiträgen die hescheidensten
Lebcnscrfordcrnissezu decken, sowie die mindestens chcnso große Zahl der
nicht mehr im Genüsse einer Unterstützung stehenden und daher hohnvoll
als „Ausgesteuerte" bezeichnet«:» Volksgenossen verpflichtet die in so vielen
Dingen als vorbildlich und sozial bezeichnet«: Wiener Gemeindeverwaltung
auch hier beispielgebend zu wirken und die Lage dieser bedauernswerten
Volksgenossen durch verbilligten Gas- und Strombezug zu erleichtern.

Wir stellen daher den dringlichen Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Der Strom- und Gasprcis wird für ausgesteuerte Arbeitslose

um 50, für die im Bezüge der Unterstützung stehenden Arbeitslosen
um 25 v. H. ermäßigt.

2. Der durch die unter 1. bezeichnet«: Maßnahme entstehende Aus¬
fall in den Einnahmen der Gas- und Elektrizitätswerke wird durch eine
50prozentige Erhöhung des Strom- und Gasprcises bei jenen Personen
hereingebracht, die eine Einkommensteuer von mindestens5 v. H. ihres
steuerpflichtigenEinkommens zu entrichten haben.
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Dringlicher Antrag (Nr. 100) der GRe. Ing.  Schaffer
und Dr. Riehl.

Nr. 1776. Im Jahre 1930 wurde eine große Zahl von Versetzungen
von Straßenbahnbediensteten vorgenommen. Diese Versetzungen erfolgten
angeblich, um die Stände auf den einzelnen Betriebsbahnhöfen auszu¬
gleichen. Daß dies nicht der wahre Grund war, daß sich vielmehr hinter
diesen Versetzungen ganz gemeine Terrorakte gegen nicht sozialdemokratische
Straßenbahnangcstellte verbargen, geht daraus hervor, daß von den ver¬
setzten Bediensteten kein einziger der sogenannten freien Gewerkschaft an¬
gehörte und daß jeder Versetzte, sobald er sich zur freie» Gewerkschaft an-
gcmeldet oder wieder angcmcldet hatte, binnen wenigen Tagen an seine
frühere Dienststelle rückversetzt wurde.

Diese Versetzungen haben bei den Straßenbahnangcstellten große
Erbitterung erzeugt. Die durch Versetzungen gemaßregeltcn Bediensteten
sind in ihrem Lohne stark geschädigt, da sie vielfach gezwungen sind, von
ihrer Familie getrennt zu leben. Bleibe» sie aber mit ihrer Familie im
gemeinsamen Haushalt, so müssen sie des Morgens oft stundenlang den
Weg zu Fuß zu ihrem Bahnhof zurücklegen, wo sie ermüdet ihren Dienst
antretcn. Daß dadurch die Betriebssicherheit gefährdet wird, ist selbstver¬
ständlich. Auch der Straßcnbahnunfall am 16. Dezember 19M ist auf eine
Uebcrmüdung des Fahrers August Kobelac zurllckzuführen, der um 5 Uhr
13 Minuten Dienstantritt hatte und daher knapp nach4 Uhr seine vom
Betriebsbahnhof weit entfernte Wohnung verlassen und in Filzstiefeln und
Pelz bei schlechtem Wetter den Weg zu Fuß zurücklegen mußte.

Bei den Versetzungen spielen die roten Vertrauensmänner eine
maßgebende Rolle. Auf jedem Bahnhof sind je drei von diesen Herrschaften
bei vollen Bezügen des Dienstes enthoben; lediglich zu sogenannten
„Extratouren", die ihnen etwa 2008 über die normale Entlohnung monat¬
lich einbringen, werden sie herangezogen. Sonst beschäftigen sie sich nur
mit Bespitzelung und Terrorisierung anders gesinnter Kollegen und mit
Einstreichen pauschalierter Ucberstundencntlohnnngen.

Angesichts dieser Zustände wirkt das Wort des Herrn Bürger¬
meisters, er werde keinerlei Terrorakte bei den Gemeindebctrieben dulden,
wie eine Frozzelei.

Wir sehen vorläufig davon ab, Einzelfälle, die den unerhörten
Terror bcfonders veranschaulichen, aufzuzählen; wir stellen vielmehr nach¬
stehenden dringlichen Antrag:

Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Sämtliche seit dem Jahre 1930 erfolgten Versetzungen von

Straßenbahnbediensteten sind zu überprüfen und, sofern sich herausstellt,
daß sie ans anderen als aus rein dienstlichen Gründen und ohne Rücksicht¬
nahme auf den Wohnort des betreffenden Bediensteten erfolgt sind, unver¬
züglich wieder rückgängig zu machen.

2. Straßenbahnbedienstete, die nicht in der nächsten Nähe ihres Be¬
triebsbahnhofes wohnen, ist im nächstgelegenenGemeindewohnhaus eine
entsprechende Wohnung anzuweisen. Die Uebersiedlungskosten trägt im
Sinne des 8 41 des Dienstvertrages vom 13. Dezember 1929 die Gemeinste.

3. Bis zur Durchführung der unter 2. bezeichneten Maßnahmen
sind die betreffenden Bediensteten bei Einteilung zum Frühdienst in der
Weise zu berücksichtigen, daß sie den Weg von ihrer Wohnung bis zum
Dienstort mit der Straßenbahn zurücklegen können.

4. Die Vertrauensmänner sind unverzüglich zum normalen Dienst
heranzuziehen; das Mandat eines Vertrauensmannes ist ehrenamtlich und
darf nicht mit irgendwelchen Vorteilen, auch nicht mit Extratouren ver¬
bunden sein.

5. Die Fahrten, die auf Einzelpaß geleistet werden müssen, sind an
Bedienstete mit zahlreicher Familie — ohne Ansehung der politischen Ge¬
sinnung — von der Fahrdicnstleitung zu vergeben und nicht von den
roten Vertrauensmännern, die das Vertrauen der Bediensteten in keiner
Weise genießen.

Dringlicher Antrag (Nr . 101) der GRe. Ing . Hölzl
und Grießler.

Pr . Z. 1777. Herr Hans Mücke, VIII . Buchfeldgaffe 18a/15, und
Herr Vinzenz Bakefch, VIII . Lerchenfelder Straße 46/43, wurden von der
sozialdemokratischenBezirksorganisation Josefstadt eingeladen, sich im
Parteisekretariat einzufinden und darüber Aufklärung zu geben, wieso sie
als Sozialdemokratdazu kommen, den Wahlvorschlag der national¬
sozialistischendeutschen Arbeiterpartei, Hitlerbewegung, zu unterfertigen.

Die sozialdemokratische Bezirksorganisation Josefstadt kann die Tat¬
sache, daß die beiden Genannten den nationalsozialistischenWahlvorschlag
unterfertigten, nur von einem Organ der Wahlbehörde erfahren haben.
Es liegt also eine offenkundige Verletzung der Pflicht der dienstlichen Ver¬
schwiegenheit(8 22 der allgemeinen Dienstordnung für die Angestellten
der Gemeinde Wien) vor.

Wir stellen daher den dringlichen Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Der Bürgermeister wird aufgefordert, diesen Fall einer Unter¬

suchung zu unterziehen und den schuldtragenden Beamten wegen Ver¬
letzung der Pflicht der dienstlichen Verschwiegenheit zur Verantwortung
zu ziehen.

2. Der Bürgermeister wird aufgefordert, Vorkehrungen zu treffen,
daß in Hinkunft derartige unzulässige Mitteilungen von Seiten amtlicher
Stellen an eine politische Partei, auch wenn es sich um die Partei handelt,
der der Bürgermeister und sein Anhang angehören, unbedingt unterbleiben.

3. Der Bürgermeister wird aufgefordert, in der nächsten Sitzung
des Gemeinderates über das zu Punkt 1 und 2 Verfügte zu berichten.

Dringlicher Antrag (Nr . 102) der GRe. Ing . Hölzl  und
Pichler.

Pr . Z. 1778. Daß die Vergebung von Wohnungen in den der Ge¬
meinde Wien gehörenden Häusern nicht nach dem Gräoe der Bedürftigkeit
erfolgt, sondern dabei ganz andere Gesichtspunkte maßgebend sind, kann wohl
auch von der derzeit noch herrschenden Mehrheit nicht bestritten werden. Trotz
der schon sprichwörtlich gewordenen Bautätigkeit der Gemeinde Wien wird
die Wohnungsnot immer größer. Der Kreis der bei der Wohnungszuteilung
Berücksichtigten umfaßt fast ausschließlich marxistische Funktionäre aller
Grade und Juden, was ja vielfach dasselbe ist. Der bodenständige Wiener
darf sich dafür an herrlichen Plakaten erfreuen, die ihm verheißungsvoll
verkünden: „60.000 Wohnungen wurden gebaut, 80.000 sollen es werden"
und wie dergleichen schmalzige Versprechungen sonst noch lauten. Zur
weiteren Verhöhnung der bodenständigen Bevölkerung ist der Abteilung 17/11
des Magistrates das sogenannte Wohnungsamt angegliedert, das sich mit
der Vergebung von Wohnungen in Gemeindehäusern befaßt. Für wen
dieses Wohnungsamt geschaffen wurde, beweist nachstehender Fall aus der
großen Zahl der den Antragstellern bekannt gewordenen.

Der sozialdemokratische Gemeinderat Beisscr hatte im XIV. Be¬
zirke, Mariahilfer Straße 180, eine gutbürgerliche Wohnung, die aber
seinem proletarischen Geschmack nicht entsprach. Er erhielt daher unverzüg¬
lich im XIV. Bezirk, Tadlergaffe9, in einer der Gemeinde gehörenden
ehemaligen Volksschule, die unter großen Kosten zn einem Wohnhaus um¬
gebaut wurde, eine aus zwei Zimmern, Badezimmer und Nebenräumen
bestehende Wohnung vom Wohnungsamte zugewiesen. Er ließ dieselbe neu
Herrichten, unter anderem wurde ein Zimmer in chinesischem Stil gemalt.
Dann aber überlegte er sich die Sache— wahrscheinlich fühlte er sich als
roter Bonze Wähler denn als chinesischer Mandarin — und beahsichtigt
nunmehr, diese Wohnung gegen eine proletarische Ablöse zu verkaufen.

Wir wollen aus den tausend Fällen von wirklichen Wohnungs¬
bedürftigen zur richtigen Einschätzung der Wohnungspolitik des Erfinders
volk' Licht, Luft und Sonne, des Herrn amtsführenden Stadtrates Weber,
und als Gegenüberstellung des Falles Beisser im nachstehenden anführen:

1. Prull Franz, XVI. Wattgasse 39, zuständig nach Wien, ver¬
heiratet, Lokomotivführer, seit 25. Oktober 1927 im Wohnungsamte vor¬
gemerkt, wurden die bisher von ihm Angebrachten Ansuchen(bloß 15)
entweder abschlägig oder überhaupt nicht beschieden. Derselbe wohnt bei der
Mutter seiner Frau. Die Wohnung besteht aus Zimmer und Küche. Da
er seinen verantwortlichen Dienst sehr oft des Nachts ausüben muß, so hat
er infolge des beschränkten Raumes nicht die Gelegenheit, sich tagsüher
entsprechend auszuruhen.

2. Vujtech Franz, X. Antoniusplatz 25, Tür 24, zuständig nach
Wien, verheiratet, zwei Kinder, Chauffeur. Seit 1927 im Wohnungsamte
vorgcmcrkt. Alle cingebrachten Gesuche abschlägig beschieden. Derselbe
wohnt mit seiner Frau und seinen zwei Kindern, zwei Mädchen im Alter
von drei und sechs Jahren, hei seiner Mutter. Die Wohnung besteht aus
Zimmer und Küche und beherbergt außer den obgenannten Personen noch
zwei Bettgeher. Für alle Personen sind infolge Platzmangelsnur drei
Betten vorhanden. Da Vujtech Nachtchauffeur ist, so hat er unter diesen
Verhältnissen fast niemals Gelegenheit, sich tagsüber entsprechend aus¬
zuruhen.

3. Stiawa Hermine, X. Columbusgasse 54, Tür 14a, zuständig nach
Wien, verehelicht. Der Mann ist Zeitungsverkäufer. Drei Kinder im Alter
von zwei, fünf und acht Jahren. Dieser Familie wurde als „Wohnung"
ein Kabinett, 4X3 m groß, zugewiesen. In demselben muß gekocht
werden und schläft die Mutter mit den drei Kindern in einem Bett. Der
achtjährige Sohn leidet seit vier Jahren an Drüsentuberkulose, die fünf¬
jährige Tochter und die Mutter sind lungenkrank. Infolge der Größe dieser
„Wohnung" können die Kinder zwischen den Betten nicht einmal spielen.

4. Seidl Josef, IX. Marktgasse 56, Tür 30, zuständig nach Wien,
Trafikant, hundertprozentiger Kriegsbeschädigter, Heide Hände amputiert,
bewohnt Zimmer, Kabinett und Küche, äußerst ungesund und feucht. Stellt
dem Wohnungsamt diese Wohnung zur Verfügung, wenn er dafür eine
Wohnung in dem Gemeindebau IX. Nordbergstraße erhalten würde, worum
er im Wohnungsamt bereits mehrmals angesuckst hat. Als hundertprozentiger
Kriegsbeschädigter müßte er daher auf Grund der Erklärung des Stadtrates
Weber in der Gemeinderatssitzungvom 17. Juni 1932 anderen Bewerbern
vorgezogen werden.

5. Parnet Franz, XIV. Rustengasse4, Tür 29, zuständig nach Wien,
verheiratet, ein Kind, Schneidermeister. Wurde am 2. Juli 1932 delogiert.
Da er derzeit in Arbeit steht, würde er bei Unmöglichkeit, eine Wohnung
zu erhalten, seine Aufträge bald verlieren und das Heer der Arbeitslosen
vergrößern. Wurde im Wohnungsamte abschlägig beschieden.

6. Gleißner Robert, XII. Reschgasse 12, Tür 3, zuständig nach Wien,
verheiratet, zwei Kinder, Hotelportier. Die ebenerdige Wöhnung besteht aus
Zimmer und Küche, ist nicht unterkellert und daher sehr feucht; mündet in
einen schmalen und finsteren Hof. Da eine Waschküche im Hause nicht
vorhanden ist, muß in der Wohnung gewaschen werden. Bei der genannten
Familie wohnt außerdem noch die Schwester der Frau , also fünf Personen
in einem Zimmer. Das eine Kind ist kränklich(herzleidend). Alle Ansuchen
um Wohnungstausch wurden vom Wohnungsamte mangels Bedarf ab¬
schlägig beschieden.

7. Hübl Fanny, XVI. Kirchstetterngaffe 13, Tür 22, zuständig nach
Wien, verwitwet, wohnt mit ihrem Sohn in einer kleinen Kammer von
3X2 m Größe. Da für ein zweites Bett nicht Platz ist, müssen Mutter
und Sohn in einem Bett schlafen. Frau Hübl ist seit dem Jahre 1925
im Wohnungsamte vorgemerkt und mehrere Male abschlägig beschieden.
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8. Höllriegel Ferdinand , bis Ende Juli 1931 XIII . Kuefstein-
gasfe 48, Tür 50, wohnhaft , dann gekündigt unv seither obdachlos , 54 Fahre
au , verheiratet , Rauchiangtchrcrgchilfe . Seit sechs fahren ausge >teucrt , seit
turzem wieder beschäftigt. Fm Woynungsamle verschiedene w.aie angesucht,
stets abschlägig beschicden.

Die 'Antragsteller geben sich nicht der Hoffnung hin , daß die furcht¬
bare Not und das Elend der Wohnungsbedurftigcn oder bas aus der
Wohnungsnot der bodenständigen Älrbeitsmenschen entstehende Unglück
(Kranrheit , Verwahrlo >ung usw .) die derzeit noch herrschende Mehrheit be¬
wegen rvnnte , bei Zuweisung von Mohnungen nach sozialen und gerechten
Gesichtspunkten vorzugehcn . Sie sind oicunehr der unbedingten Itcber-
zcugung , dag diese ^ ot und das Elend erst durch Beseitigung seiner
eigeniiiepen verM )e, des aus der schändlichen Gedantenwclt des wiarxismuS
gevorcn -n Systems , ersolgreich bemmpst Ivcrdcn loniicn.

L)ie Ge,erllgtcn stellen daher den dringlichen Antrag,  der
Gemeinderat wolle beschließen:

1. Bei Vergebung von Wohnungen in den Wohnhausbauten der
Gemeinde Wien durch das Wohnungsamt sind in erster Linie bodenständige
Gemeindcangehorige , dann andere deutsche Volksgenossen nach dem Grade
ihrer Bedurpigteir zu berücksichtigen..

2. Alle vlsher nach anderen Gcsichtspuntten vergebenen Wohnungen
sind sofort frcizumachen und lenen Vottsgenopen zuzuweisen , die entweder
Überhaupt keine Wohnung beptzen- oder durch die Unzulänglichkeit und
Verwahrlosung ihrer als Wohnlocher zu bezeichnenden Wohnungen gesund¬
heitlichen oder moralischen Schaden nehmen konnten.

3. Kriegsbe,chadigte sind bei Zuweisung von Wohnungen besonders
zu berücksichtigen.

4. F » jedem Gemeindehause sind einige Wohnungen a » Bundes¬
beamte , wie Sicherheitswache - oder Kriminalbeamte , die wohnungslos oder
unzulänglich untergcbracht sind, zu vergeben.

5. Die Zuweisung von Wohnungen an Fremdstämmige , insbesondere
Juden und Tschechen, auch wenn sie marxistische Funktionäre sind, darf , erst
ersolgen , bis der letzte deutsche Arbeiter über eine menschenwürdige
Wohnung verfügt.

Dringlicher Antrag (Nr . 103) der GRe . Gratzcnbcrger
und Neu mann.

Pr . Z . 1779. In der Landstraßer Hauptstraße und in der Wassergassc
im 111. Wiener Gemeindebezirke lagt die Gemeinde auf einer Strecke von
mehreren hundert Metern neue Gasrohre legen . Es werben hiebei aus¬
schließlich Rohre französischer Herkunft verwendet , denn diese Rohre tragen
sichtbar die Aufschrift „Llaels ln b'rauos ", was zu Deutsch „In Frantreich
hergestellt " heißt.

Es ist einfach unerträglich , wenn eine öffentlich-rechtliche Gebiets-
körperschaft wie die Gemeinde Wien , die doch in erster Linie berufen wäre,
das inländische Gewerbe und die inländische Industrie zu fordern , ihren
Bedarf aus dem Auslande , noch dazu aus dem dem deutschen Volke feind¬
lichen Frankreich deckt. Ein solches Vergehen muß als wirtschaftlicher Hoch¬
verrat gcbranbmarlt werden . An dieses Vorgehen , das bei Sozialdemo¬
kraten nicht weiter wundernchmcn darf , reiht sich würdig die Tatsache , daß
die Gemeinde Wien — soweit sie ihren Bedarf nicht im feindlichen Ausland
deckt — von einer Reihe von Aktiengesellschaften , Genossenschaften und
sonstigen Handelsgesellschaften beliefert wird , die sie zum Schaden des
heimischen Gewerbes und der heimischen Industrie teils selbst ins Leben
gerufen hat , teils aber durch ausschlaggebende Beteiligung am höchst
überflüssigen Dasein erhält . Hier seien nur genannt : Produlttv-
genossenschaft für Elektrotechnik , Dcutschösterreichischer Wirtschaftsver¬
band für den Vtehverkehr, Schlachthausproduktivgenossenschaft G . m. b. H.,
„Wok", „Gesiba ", „Wlpag ", „Gewista " , „Oewag ", „Teerag ", „Asdag ",
„Grundstein " A.G ., Lederwarengenoßenschaft , Arsenal , Gemeinde Wien —
Tischlerei , Land - und forstwirtschaftliche Betriebs -G . m. b. H . usw.

Wir stellen daher den dringlichen Antrag:
Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Auflösung und Liquidierung aller das heimische Gewerbe schädi¬

genden Betriebe und Unternehmungen , die der Gemeinde Wien gehören
oder bei denen sie beteiligt ist, sowie jener , die, wie zum Beispiel die Land-
und forstwirtschaftliche Betriebsgesellschaft m. b. H ., kein Erträgnis ab¬
werfen und nur aus den Steuergeldern der Gemeinde Wien für sozialdemo¬
kratische Parteizwecke erhalten werden.

2. Alle von der Gemeinde Wien zu vergebenden Arbeiten und Liefe¬
rungen sind im Ausschreibungswege an das deutsche bodenständige Gewerbe
zu vergeben , gleichgültig , ob der Osfcrtstellcr mit seinen Steuern und Ab¬
gaben im Rückstände ist oder nicht . Juden und sonstige Fremdstämmige sind
von solchen Lieferungen und Arbeiten auszuschließen . Auch jene boden¬
ständigen Gewerbetreibenden , die niit ihren Steuern und Abgaben im Rück¬
stände sind, dürfen im vorhinein von der Bewerbung nicht ausgeschlossen
werden.

0. Für die Gemeinde Wien , für deren Betriebe und Unternehmungen
sowie für jene Betriebe und sonstigen Unternehmungen , die nicht nach
Punkt 1 überhaupt auszulösen sind, dürfen Erzeugnisse industrieller , ge¬
werblicher oder landwirtschaftlicher Art , die iin Jnlande hergcstellt werden
oder hergestellt werden können , aus dem Auslande nicht eingeführt werden.

Anträge Nr . 104 bis 116 der GRe . Dr . Alma Motzko und Kollegen.
Die Unterzeichneten bringen dem Gemcinderate folgenden Sach¬

verhalt zur Kenntnis:

Pr . Z . 1765. Die Partei Karl Bednar , wohnhaft XIX . Jglasee-
gajfe 29, sucht an um Tauschbewilligung seit Dezember 1931. Die Familie
oer Partei besteht aus vier Personen . Besonders zu bemerken ist, daß das
Wasser in die ebenerdige , sehr feuchte Wohnung dringt ; die Familienange¬
hörigen sind schwer rheumatisch . Die nasse Wohnung leistet dem Ueberhand-
mhmen von Mäusen und Ungeziefer Vorschub . Der Gesuchsteller hat seit
Fahren um ein Siedlungshaus angesucht , er ersucht aber jetzt um
Wohnungstausch.

Pr . Z . 4766. Die Partei Franz Dasovsky, Obsthändler , wohnhaft
lll . Schimmelgasse 19, Tür 5, sucht an um Zuweisung einer Wohnung;
ist seit 18. November 4931 in Evidenz . Die Familie der Partei besteht aus
drei Personeil . Die derzeitige Wohnung besteht aus feuchtem und lichtlosem
Kabinett . Besonders zu bemerken ist, daß das Kind wegen der feuchten
Wohnung ertrankt ist; das Ehepaar verläßt schon um 2 Uhr früh , Sommer
und Winter , mit dem kleinen Kinde die Wohnung , es muß täglich aus dem
Schlaf gerissen werden und wird , um nicht in der feuchten Wohnung bleiben
zu müssen, vor Geschäftsbeginn zu Bekannten gebracht, die es aus Mitleid
tagsüber aufnehmen . Auch Frau Dasovsky ist infolge der Feuchtigkeit der
Wohnung an Getenkseiitzunduiig erkrankt.

Pr . Z . 1767. Die Partei Anton Fleischhacker, wohnhaft X . Quellen-
straße 57, Tür 32, sucht an um Wohnungszuweisung seit 1929. Die Familie
der Partei besteht aus fünf Personen . Die derzeitige Wohnung besteht aus
Kabinett und Küche. Besonders zu bemerken ist, daß in der kleinen
Wohnung drei Erwachsene (Mann , Frau und die Mutter der Frau ) und
zwei Kinder im Alter von drei Jahren und drei Wochen wohnen müssen.
Die Familie kann sich kaum rühren in der engen Wohnung . Die Partei,
die seit 2. Oktober 1930 schon in Evidenz steht und immer vertröstet wird,
daß sie in nächster Zeit eine Zuweisung erhält , ersucht dringend um end¬
liche Erledigung.

Pr . Z . 1768. Die Partei Antonia Heim , wohnhaft III . Rennweg
Nr . 74, Tür 21, sucht an um Zuerkennung einer Pfründe seit Oktober 1931.
Besonders zu bemerken ist, daß die Frau bereits im Oktober vorigen Jahres
um eine Pfründe einreichte . Im Jahre 1932 gab man auf ihre Nachfrage
ihr den Bescheid, das Ansuchen sei nicht zu finden . Daraufhin reichte sie
nochmals ein (15. Februar 1932). Im Mai erhielt sie eine Abweisung,
rekurrierte dagegen . Ihre zwei Sohne können nichts tun für ihren Unter¬
halt . Der eine ist selbst arbeitslos und verheiratet , der zweite Sohn ist
Briefträger , hat eine Frau , die fast immer krank ist und kann aus diesem
Grunde keine Zahlung für die Mutter leisten.

Pc . Z . 1769 . Die Partei Peter Kasparek, wohnhaft II . Vorgarten¬
straße 215, Tür 30, sucht an um Wohnungstausch seit Februar 1931. Die
Familie der Partei besteht aus vier erwachsenen Personen . Die derzeitige
Wohnung besteht aus Zimmer und Küche. Besonders zu bemerken ist, daß
die Frau des Gesuchswerbers lungenkrank ist. Wegen Platzmangel muß die
Tochter mit ihr in einem Bett schlafen; die Tochter ist daher gesundheitlich
sehr gefährdet . Es liegen drei Gesuche der Lungensürsorge beim Wohnungs¬
amte auf , die die Angaben des Gcsuchstellers bestätigen . Die Partei hat seit
4. November 1931 die Evidenzkarte und ersucht dringend um Zuweisung
einer größeren Wohnung , damit die lungenkranke Frau separiert
wohnen kann.

Pr . Z . 1770. Die Partei Josef Müller , Oberwachmann , wohnhaft
Kaserne Marokkanergasse , Frau mit 16 Monate altem Kind , III . Juch-
gaste 22, sucht an um Zuweisung einer Wohnung . Die Familie der Partei
besteht aus drei Personen . Besonders zu bemerken ist, daß das bisher bei
den Schwiegereltern Franz und Anna Kolar , XII . Fockygasse 39, bewohnte
Kabinett wegen der unhaltbaren familiären Verhältnisse dem Sohne der
Schwiegereltern abgetreten werden mußte.

Pr . Z . 1781. Die Partei Johann Ricker, wohnhaft XVII . Kal¬
varienberggasse 68, 2. Stiege , Tür 7, sucht an um Wohnungszuweisung
seil 1929. Die Familie der Partei besteht aus vier Personen . Die derzeitige
Wohnung besteht aus Kabinett und Küche. Besonders zu bemerken ist, daß
die Partei seit März 1932 in Evidenz steht. Der Sohn ist krank (Ekzem-
leiden ) und in der Freudenau beschäftigt . Er muß tagtäglich den weiten
Weg zur Arbeitsstätte machen . Die Mutter des Gesuchswerbers schläft in
der Küche, das wird beanstandet , weil dort das Gasrechaud steht. Die Partei
ersucht dringend um eheste Zuweisung.

Pr . Z . 1782. Die Partei Josef Römer , wohnhaft XIX . Goltz¬
gasse 8, Tür 5. Besonders zu bemerken ist, daß die Partei durch den Zu¬
sammensturz des Hanfes Thurygasse um ihr Obdach kam und nach längerer
Zeit von der Gemeinde in die gegenwärtige Wohnung angewiesen wurde.
In dieser Wohnung beträgt jedoch der Zins monatlich 40 8 . Die Partei,
ein Klcinpensionistenehepaar , hat jedoch nur ein gesamtes Unterhaltsein-
kommcn von 150 8 , cs ist ihnen unmöglich , den Zinsforderungen weiter¬
hin gerecht zu werden . Das Wohnungsamt weist die Partei wiederholt ab
und verweist sie auf Privatwohnungssuche . Eben weil es ganz ausge¬
schlossen ist daß die Partei eine, ihren wirtschaftlichen Verhältnissen ent¬
sprechende Wohnung finden könnte.

Pr . Z . 1783. Die Partei Alois Schallner , wohnhaft Obdachlosen¬
heim, Gänsbachergasse 3, sucht an um Zuweisung einer Wohnung . Die
Familie der Partei besteht aus drei Personen . Besonders zu bemerken ist,
daß die vorgenannte Partei im April l. I . delogiert wurde und seither
obdachlos ist. Der Mann wohnt im Obdachlosenheim , die Frau mit dem
Kinde hält sich momentan bei der Schwiegermutter ans , doch ist sie dort
nur geduldet und muß täglich den Hinauswurf gewärtigen . Die Schwieger¬
mutter ist Kricgerwitwe und bezieht eine monatliche Rente von 20 L,
wovon sie natürlich nicht leben kann . Folgedessen hält sie zwei Bettgeher
und außerdem hält sich in der Wohnung noch eine schwachsinnige und
arbeitslose Tochter auf.
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Pr . Z . 1784. Die Partei Leopold Sieder , wohnhaft XVII . Antoni-
gasse 80, sucht an um Zuweisung einer Wohnung seit 1927. Die Familie
ver Partei besteht aus drei Personen . Die derzeitige Wohnung besteht aus
einem feuchten, finsteren Kabinett . Besonders zu bemerken ist, daß der
einzige Raum , den die Familie bewohnt , feucht und finster und nur
3X4 w groß ist. Der Raum , früher Mobelmagazin , grenzt »ach einer
Seite hin an ein Eishaus eines Fleischhauers , nach der anderen weite
hin an einen Pserdestall . Das Wasser rinnt von den Wänden , Schuhe und
Meldehund Möbel schimmeln. Der Familie starb bereits ein siebeneinhalb
Monate altes Lind an den Folgen der höchst ungesunden Wohnung , das
einzige Lind der Familie , ein vierjähriges Mädchen , ist ebensails sehr ge¬
fährdet . Die Frau erwartet ein Lind und die Partei bittet dringend um
Zuweisung einer menschenwürdigen Wohnung.

Pr . Z . 1785. Die Partei Franz Zedl , wohnhaft III . Lußtgasse 15,
sucht an um Zuweisung einer Wohnung , seit 9. Juni 1932 in Evidenz.
Die Familie der Partei oesteht aus drei Personen . Die derzeitige Wohnung
befiehl aus einer Lüche . Besonders zu bemerken ist, daß die Wohnung der
Hauptmieterin aus Zimmer , Kabinett , Lüche und einem kleinen Borraum
besteht und von sechs erwachsenen Personen und zwei Lindern im Alter
von zwei und drei Jahren bewohnt wird . Vorgenannte Partei bewohnt
die Lüche, welche so klein ist, daß erst immer am Abend das Nachtlager
hergerichtet werden kann.

Pr . Z . 1786 . Die Partei Georg Huber , wohnhaft III . Landstraßer
Gürtel 15. Besonders zu bemerken ist: Herr Georg Huber , im Jahre 1864
geboren und nach Wien zuständig , bezog bis Ende November 1931 einen
monatiichen Erhaltungsbeitrag von 18 8 . Nach diesem Zeitpunkte wurde
ihm der Beitrag eingestellt . Gelegentlich der Nachfrage im Fürsorge¬
institute 111 stellte er sicher, daß gegen ihn eine Anzeige vorliege , weil er
sich mit Uhrenreparaturen befaßt und daher keinen Erhaltungsveitrag be¬
nötigt . Trotz sosortigem mündlichen Einspruch wurde ihm der Betrag
nicht weiter angewiesen . Die ganze Angelegenheit ist jedenfalls auf einen
Racheakt, dem eine gerichtliche Auseinandersetzung zwischen Huber und
einer Partei (Lielacher ), die bei ihm vorübergehend das Kabinett gemietet
hatte , zurückzusühren . Im Jänner 1932 wurden im Aufträge des Fürsorgc-
mstituteS 111 in dieser Angelegenheit Erhebungen gepflogen , bei welchen
sichergestctlt wurde , daß die gegen Huber gemachten Angaben gänzlich un¬
begründet , beziehungsweise haltlos sind, und gleichzeitig die Weitervcr-
leihung iil der vorbezisferten Höhe beantragt . Huber ist erwerbsunfähig
und verdient durch Uhrenreparaturen , aus welchem Gebiete er keinesfalls
auf der Hohe ist, höchstens 3 bis 5 8 wöchentlich, wovon er seine Frau,
die gallensteinletdend ist und keinen Verdienst hat , erhalten soll. Er hat
schon alle nur halbwegs entbehrlichen Gegenstände versetzt und befindet sich
iil größter Notlage . Huber hat sich auch bereits briestich an den Bürger¬
meister gewendet und wurde dem Sektionsobmaun vor zirka drei Wochen
dieses Schreiben seitens des Fürsorgeinstitutes III wieder zur Erhebung
zugewiesen.

Pr . Z . 1787. Die Partei Pia Wcinek, wohnhaft III . Erdberg¬
straße 3, Tür 18 a, sucht an um Wohnung . Die Familie der Partei besteht
aus acht Personen . Besonders zu bemerken ist, dag die Familie , die in
Untermiete wohnt , delogiert wurde , weil die Hauptmielerin mit der ZinS-
abskaltung im Rückstand blieb. Der Mann der Ge >uchswerberin ist schwer
nerveutrank.

ES wird daher der Antrag  gestellt:
Der Gemeinderat wolle beschließen : Der zuständige amtsführende

Stadtrat wird aufgefordert , unverzugtich die Behandlung des Ansuchens
der genannten Parteien zu veranlagen und dem Gemeinderate hierüber
zu berichten.

Antrag (Nr . 117) der GRe . Dr . Hanke und Scholz.

Pr . Z . 1788 . Schon seit Jahren wird die jährliche Inventur über
das Vermögen der Gemeinde Wien — angeblich aus Ersparungsgrunden —
nicht inehr in Druck gelegt . Bei dieser Inventur wird als Bewertungs¬
grundlage , ausgenommen bei den Wertpapieren , der Schilling gleich
10.000 Kronen angenommen . Die Wertpapiere werden mit ihrem Kurs¬
wert , den sie am 31. Dezember des Jnventursahres hatten , eingesetzt. Die
Bewertung des unbeweglichen Verinögens auf die angegebene Art
(1 8 — 10.000 X ) ist völlig unrichtig und geschieht offenbar in der Ab¬
sicht, die wirkliche Vermögenslage zu verschleiern . Bei Hausern sind infolge
Mteterwechsels und neuer Mietverträge weit höhere Zinserträgnisse vor¬
handen , als seinerzeit in Lronenbeträgen eingesetzt wurden . Bei Grund¬
stücken wieder erscheinen die seit der Bewertung etngetretenen Grundprcis-
steigerungen gänzlich unberücksichtigt. Zusammenfassend kann gesagt
werden daß Vermogensaufstellungen , die nach den Grundsätzen , wie sie
die Gemeinde zu befolgen beliebt , angefertigt sind, bei privaten Unter¬
nehmungen und Kaufleuten als verschleierte Bilanzen bezeichnet werden.

Hu den wenigen in die Vermogensgebarung der Gemeinde Wien
Eingeweihten gehört der sehr jüdische amtsführende Stadtrat Breitner , der
täglich sogenannte Tagesberichte über die Geldgebarung der Gemeinde
Wien erhält . Da schließlich auch der Gemcinderat nach der Verfassung
(8 85) die Oberaufsicht bezüglich der Verwaltung des Gemeindevermögens
und des Gemeindegutes auszuüben hat , so stellen wir den Antrag:

Der Gemeinderat wolle beschließen:
1. Von den Jahresinventuren , angefangen vom Jahre 1923, ist

jedem Gemeinderat eine Abschrift auszufolgen.
2 Die Tagesberichte über die Geldgebarung der Gemeinde Wien

sind allen Stadträten — nicht ausschließlich dem amtsführenden Stadtrat
Breitner — laufend mitzuteilen.

3. Bei der Vermögensaufstellung für das Jahr 1931 ist das unbe¬
wegliche Vermögen der Gemeinde Wien mit dem den heutigen Verhältnissen
entsprechenden Wert einzusetzen.

4. Der Magistrat wirb beauftragt , die seit Jahren angekündigte Ver-
mögensausslellung ehestens serltgzusleuen uno dem Gememüerate oei der
nächsten Gemeinoeralsptzung vorzutegen.

v. Falls das Lontrollamt die Jnventuraufstellungen überprüft haben
sollte, so ist der voin Lontrollamt hierüber erstattete Bericht dem Gemeinde-
rate bei der nächsten Sitzung vorzulegen.

Anfrage (Nr . 8) der GRe . Dr . Riehl und Peschel  an den
Herrn amlsfuhrenden Stadtrat der Verwallungsgruppe V111.

Pr . Z . 1759. Montag , den 4. Juli 1932, um 20 Uhr 45 Minuten
betrat der nationalsoziaustlsche Bezirrsrat des XVII . Gcmeindebeztrkes
Herr Johann Matthias Vorsitz, Lrastwagenlenker , wohnhaft XVII . Veiter-
mayergasse 6, tue Staülbahnhaitestelle Wesibahnhof -Marlahitfer Straße , um
in der Richtung Alser Strage zu fahren . In seiner Begleitung besanden
sich die Herren Johann Bodanfty , Expeditor , wohnhaft XV 11t . Baslicn-
gaste 14, Anton Schwarz , Elektrotechnikergeyilse , Xv i . Speckbachergasse 46,
und Franz Schindelar , Drogist , 14. Nobllegas >e 14. Die Herren Vorsitz,
schwarz und Schindelar trugen die Parteiumsorm der nationalsozialistischen
S .A., wahrend Herr Bodanfty in Jivil war . Als Herr Vorsitz nach der
Vorweisung seiner Bczirtsralslegitimation mit seinen Kameraden Schwarz
und Schindetar an dem diensthabenden Schalterbcamten der Wiener Stadt¬
bahn vorüberging , rief der Schaltcrbamle dem gegenüber dienstverjehenden
Beamten folgende Worte zu : „ Host g'jehn die Nazi ? Der kommt mit aner
Bezirksratslegitimation . Wenn der das früher g'macht hält ', wär er
ausiig 'slogen !"

Herr Bodanfty stand gerade vor dem Schalterbcamten ; dieser wußte
nicht, da Herr Bodanfty in Zivil war , daß er Nationalsozialist sei. Herr
Bodanfty sagte dem Schalterbcamten : „Wein Herr , Sie sind im Dienst
und haben sich jeder Politik und mißfälligen Aeußcrung zu enthalten !"
Der Schalterbeamte cntgegnete : „Dos geht Jhna an Dreck an !"

Herr Bodanfty ging zu seinen Kameraden , welche die frechen Acußc-
rungen ebenfalls gehört halten . Eingedenk der iil den Reihen der nalional-
soMtistischen S .A. gehaltenen strengen Disziplin beschlossen sie, diesen
Vorsall an die Vorgesetzte Stelle der nationalsozialistischen Partei weitcr-
zumelden.

Wir stellen an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs¬
gruppe VIII die Anfrage:

1. Was gedenkt der Herr amtsführende Stadtrat zu tun , um der¬
artige Frechheiten von Bediensteten der städtischen Straßenbahnen wirksam
hintanzuhallen?

2. Ist der Herr amtsführende Stadtrat bereit , den schuldigen
Straßenvaynbediensleten sestzustellcn und der gebührenden Bestrafung
zuzusuhren?

3. Gehört die Anflcgelung nationalsozialistischer Volksvertreter zu
den Dienstobliegenheiten der Schalterbeamten der Wiener elektrischen
Stadtbahn?

4. Besteht etwa ein Geheimbefehl an die Straßenbahnbedienstcten,
Nationalsozialisten bei jeder sich bietenden Gelegenheit anzuflegeln und
anzurempem und aus diese Weise herauSzuforüer », um sie zu einem Streit
oder gar zu Tätlichteiten zu reizen und sie dann wegen wörtlicher oder
tätlicher Amtschrenveleidigung anzeigen zu können?

5. Wenn ia , wer hat diesen Geheimbefehl erlassen ? Ist der Herr
amtsführende Stabtrat bereit , den Amtswalter , der diesen Gcheimbefehl
ertasten hat , festzustcllen und ihn der gebührenden Bestrafung zuzusuhren?
Ist der Herr amtsführende Stadtrat bereit , diesen Gehermbesehl mit
josortiger Wirlsamlett außer Kraft zu setzen und darüber hinaus Straßen-
bahnbebienstete , die sich in Hintunst ähnlicher Frechheiten schuldig machen,
rücksichtslos zu bestrasen?

6. Ist dem Herrn amtsführenden Stadtrat bekannt , daß der Vorfall nur
aus die schamiose Hetze zurückzufuhren ist, die von der marxistisch-jüdischen
Presse sowie von den roten Vertrauensmännern und Parteibonzen gegen
die Nationalsozialisten entwickelt wird ? Wenn ja , was gedenkt der amts-
führende Stadtrat dagegen zu tun?

Anfrage (Nr . 9) der GRe . Ing . Hölzl und Peschel  an den
Herrn amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe IV.

Pr . Z . 1760. In der Nordbergstraße und am Santa Lucia -Platz
sind zwei Gemeindewohnhausbauten mit über 200 Wohnungen fertig¬
gestellt und könnten bezogen werden . Das Wohnungsamt gibt jedoch die
Wohnungen dermalen nicht frei . Die Freigabe ist nach uns zngckoinmenen
Mitteilungen erst knapp vor den Nationalratswahlen zu erwarten , da die
Wohnungen als sozialdemokratischer Wahlködcr verwendet werden sollen.
Bis dahin müssen sich inehr als 200 Wohnungssuchende mit ihren Ange¬
hörigen gedulden.

Wir stellen an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Vcrwaltungs-
grnppe IV die Anfrage:

1. Warum dürfen die fertiggestellten Wohnhausbauten in der Nord¬
bergstraße und am Santa Lucia -Platz nicht bezogen werden?

2. Schätzt der Herr amtsführende Stadtrat einen Wahlköder höher
ein als die Not der Wohnungslosen?

3. Wie kann der Herr amtsführende Stadtrat den Entgang an Miet¬
zins verantworten?
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4. Ist der Herr amtsführcnde Stadtrat bereit , diesem unerhörten
Skandal sofort ein Ende zu bereiten und die genannten Wohnhausbauten
unverzüglich zum Beziehen durch Wohnungsbcdürftige freizugeben?

Anfrage (Nr . 10) der GRe . Gratzenberger und Pichler
an den Herrn amtsführcnden Stadtrat der Verwaltungsgruppe VI.

Pr . Z . 1761. Der deutsche Turnverein Rudolfsheim richtete durch
Herrn Oskar Koren , Wien , XV . Johnstraße 69, bisher erst 18 Ansuchen
an die Magistratsabteilung 45, folgenden Inhaltes:

Der deutsche Turnverein Rudolfsheim bittet um die Mitbenützung
des Turnsaales Wien , XIV . Goldschlagstraße 113, an vier Tagen in der
Woche, und zwar Montag , Dienstag , Donnerstag und Freitag von
>8 bis 21 Uhr und begründet dies folgendermaßen:

Der Verein besteht seit 1927 und hat bisher 18 Gesuche an die
Gemeinde Wien , M .Abt . 45 , eingcreicht und nach vielen unerledigten
oder abschlägig beschiedencn Gesuchen zwar den Turnsaal in der Stätter-
mayergasse 29 zugewiesen erhalten , der aber der kleinste und unbrauchbarste
im Bezirke ist, da in diesem höchstens 20 Kinder turnen können und der
infolge des alten Holzgerüstes von Turnern und Turnerinnen nicht be¬
nützt werden kann.

Wir bitten daher um Zuweisung des obgenannten Turnsaales oder
eines im XIV . oder XV . Bezirke befindlichen anderen geeigneten
Turnsaales.

Da dieses Ansuchen, so wie fast alle vorhergehenden , ohne Erledigung
geblieben ist, richten wir an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Ver-
wallungsgruppc VI die Anfrage:

1. Ist dem Herrn amtsführenden Stadtrat bekannt , daß die Magi¬
stratsabteilung 45 Ansuchen in so schleppender Weise erledigt?

2. Ist cs eine ausgemachte Sache , daß Ansuchen deutscher Turn¬
vereine im besten Falle höchstens eine Erledigung finden wie das des
beuischen Turnvereines Rudolfsheim?

3. Ist der Herr amtsführcnde Stadtrat in der Lage , aufzuklären,
wieso nur de» sozinldcmgl'ratischcn und jüdischen Vereinen Rechnung ge¬
tragen wird und ist cs ihm gleichgültig , daß die Kinder bodenständiger
deutscher Menschen nicht dieselben Rechte genießen wie die Kinder von
Tschechen und Juden?

4. Was gebeult der Herr amtsführendc Stadtrat zu tun , daß der¬
artige Ungerechtigkeiten in Hinkunft nicht mehr Vorkommen?

Anfrage (Nr . II ) der GRe . Weikert und Mühlberger
an den Herrn Bürgermeister Karl Seitz.

P . Z . 1762. Der 2Ljährige ausgesteuerte Arbeitslose Friedrich Finkel,
in Wien geboren und zuständig , Schneider , X . Quellenstraße 77,
begab sich am Donnerstag den 7. d. M . auf das magistratische Bezirksamt X,
uni dortsclbst um eine Unterstützung anzusuchcn . Er wies sich mit einem
Dienstzcttcl des zuständigen Fürsorgerates aus , wurde jedoch vom dienst¬
habenden Beamten dahin bcschicdcn, daß an diesem Tage keine Amts-
stuudcu seien. Der Bczirksvorstchcr sei nur Dienstag und Freitag zu
sprechen. Finkel ging am folgenden Tage (Freitag , den 8. d. M .) um
halb >0 Uhr vormittags neuerlich auf das magistratische Bezirksamt X,
wo ihm ein Gcmeindewachmann erklärte , die Amtsstunden seien bereits
vorüber (um halb 10 Uhr vormittags ), er solle am Montag wieder kommen,
da der Bczirtsvorsteher nur Montags Sprechstunden habe . Finkel , der
auf Grund "der widersprechenden Auskünfte (Sprechstunden des Bezirks-
Vorstehers einerseits Dienstag und Freitag , anderseits Montag ) der
Meinung sein mußte , man wolle ihn kurzerhand abfertigen , erwiderte in
erregtem Tone , man solle ihn doch nicht zum besten halten . Darauf stürzte
sich der Gcmeindewachmann auf Finkel und versuchte, ihn mit einein
Jiu -Jitsu -Griff in ein Zimmer zu schleppen. Finkel hielt sich am Türstock
fest und rief um Hilfe . Darauf kamen noch zwei Gemeindewachleute , die
Finkel zu einem anderen Zimmer zerrten und ihn hineinsticßen . Die Tür
wurde verschlossen und Finkel in eine Ecke gedrängt , wo man mit Fäusten
und Gummiknüttel auf ihn einhieb . Finkel rief um Hilfe , was zur Folge
hatte , daß die drei Gemcindewachleute ihu beschimpften und so lange auf
ihn losschlugeu , bis er ruhig war . Dann erklärten sie Finkel für verhaftet
und wollten ihn auf die Wachstube in die Götzgasse bringen . Während
dieses „Fürsorgcaktes " im Zimmer des magistratischen Bezirksamtes sam¬
melte sich auf die Hilferufe Finkels eine Anzahl von Personen auf dem
Gange an , die gegen die rohen Mißhandlungen laut Stellung nahmen.
Es wurden daher zur Beseitigung unliebsamer Zeugen aus dieser Menge
ebenfalls zwei Personen für verhaftet erklärt . Auf dem Wege zur Wach¬
stube entlief Finkel aus Angst vor neuerlichen Mißhandlungen , wurde je¬
doch eingcholt , abermals mit dem Gummiknüttel geschlagen und auf die
Wachstube gebracht . Dort gaben die Gemcindewachleute zu Protokoll , daß
Fiukcl sic auf dem Wege zur Wachstube mit den Fäusten ins Gesicht ge-
jästagen hätte , sie erstatteten daher die Anzeige wegen § 81 St .G.
Finkel wurde auf Grund dieser Anzeige 24 Stunden lang auf der Wach¬
stube festgchalten und dem Landesgcrichte I wegen § 81 St .G . angezeigt.
Fiukcl hat laut ärztlichem Attest infolge der Gummiknüttelhiebe am rechten
Oberarm zwei striemcnförmige Hautabschürfungen und Blutunterlaufungen
erlitten . Er zeigt ferner Hautabschürfungen am linken Ellenbogen und an
beiden Knien , schließlich mehrere Blutunterlaufungen an der linken Brust¬
seite. Er klagt auch über heftige Kopfschmerzen und Schmerzen in den
Arme » und Schultern.

Wir stellen an den Herrn Bürgermeister nachstehende Anfrage:

1. Ist dem Herrn Bürgermeister dieser unerhörte Vorfall bekannt,
der den Tatbestand des Verbrechens der öffentlichen Gewalttätigkeit nach
tz 93 St .G . darstellt?

2. Ist dem Herrn Bürgermeister bekannt , daß diese Art der Be¬
handlung hilfesuchender Parteien von Seite der Gemeindewache bereits
etwas Alltägliches geworden ist (vgl . die Anfrage der GRe . Weikert und
Riehl vom 1. Juli 1932, betreffend den Fall Hodina , ferner die Anfrage
der GRe . Weitert und Scholz vom 17. Juli 1932, betreffend den Fall
.Barylak ) ? *

3. Gehört die Mißhandlung und die Freiheitsberaubung von Für-
sorgewcrbcrn zu den Dienstobliegenheiten der Gemeindcwache?

4. Was gedenkt der Herr Bürgermeister zu tun , um in Hinkunft
ein derartiges Vorgehen von Gemcindcwachleuten zu verhindern?

5. Ist der Herr Bürgermeister bereit , die an den geschilderten uner¬
hörten Vorfällen beteiligten Gemcindewachleute ehestens festzustcUcn und
wsort aus der Gcmcindcwachc zu entlassen?

6. Ist der Herr Bürgermeister bereit , diese wüsten Gesellen , die im
besten Falle als Pülcher bezeichnet werden können, sofort der Staatsan¬
waltschaft zur Anzeige zu bringen?

7. Ist der Herr Bürgermeister bereit , die Gemeindeschutzwache, von
der man immer nur im Zusammenhänge mit derartigen Ausschreitungen
hört , von der man aber niemals etwas Vorteilhaftes vernehmen kann, die
tn der Bevölkerung nicht das geringste Ansehen genießt , die der Gemeinde
nur überflüssige Kosten verursacht und deren Bestand eine Daucrverletzung
des Art . 102, Abs . 5, des Bundcsvcrfassungsgesetzes darstellt , endlich
einmal aufzuloscn und damit die Bevölkerung von einer Landplage zu
befreien?

Anfrage (Nr . 12) der GRe . Pichler und Peschel  an den
Herrn amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe III Dr . Tandler.

Pr . Z . 1763 . Ein Wiener Arbeiter , seit drei Jahren arbeitslos,
Vater von sechs Kindern , ohne Wohnung und gänzlich mittellos , berichtete
uns über Zustände im Zcntralkinderheim der Stadt Wien , XVIII.
Bastiengajfe 36/38 , wie folgt:

„Meine Frau liegt im Zentralkinderheim der Gemeinde Wien und
muß dort hungern . Ihre Verpflegung besteht aus : Frühstück ein Viertelliter
ungezuckcrtcr Kaffee mit einer Semmel ; Gabelfrühstück ein kleines Brot mit
einer kleinen Schale Suppe ; Mittagessen , Suppe und Gemüse und dreimal
wöchentlich je 6 bis 8 Dekagramm Fleisch ; Jause wie Frühstück ; Abend¬
essen ein kleiner Teller Milchreis und ein Viertel - bis ein halber Liter
Milch , je nach Muttcrmilchabgabe für andere Kinder . Eine Frau , die
1000 Gramm Milch für andere Kinder abgibt , bekommt außer einem halben
Liter Milch noch 5 Dekagramm Wurst und täglich 10 Dekagramm Brot
Zubuße.

Die dort untergebrachten Mütter dürfen in dem schönen, zum Heim
gehörenden Park nicht spazieren gehen, müssen sich stets im Zimmer bei
geschlossenen Fenstern aufhalten , was bei der gegenwärtig herrschenden
Hitze eine furchtbare Qual bedeutet ; nicht einmal das Herunterschauen bei
geschlossenen Fenstern ist ihnen erlaubt . Die Mütter müssen neben dem
eigenen Kind noch ein oder manchmal zwei mutterlose Kinder zur Pflege
übernehmen , außerdem noch Ausräumungsarbeiten verrichten , wofür sie
zehn Groschen pro Tag erhalten.

Zum Besuche der Angehörigen aller im Heim untergebrachten
Frauen steht Sonntags zwischen 10 und 12 Uhr nur ein Zimmer zur
Verfügung , so daß zu dieser Zeit ein beängstigendes Gedränge in dem
Raume herrscht."

Die Kinder dürfen von ihren Angehörigen , sogar vom eigenen Vater
nur alle vierzehn Tage auf eine halbe Stunde besucht werden.

Wir richten daher an den Herrm amtsführenden Stadtrat der Ver¬
waltungsgruppe III die Anfrage:

1. Sind dem Herrn Stadtrat diese unerhörten Zustände und Vor¬
kommnisse bekannt?

2. Ist der Herr Stadtrat bereit , für eine hinreichende und schmack¬
haftere Kost dieser Wöchnerinnen Sorge zu tragen?

3. Ist der Herr Stadtrat bereit , zu veranlassen , daß den Müttern
und Kindern der Aufenthalt im Parke gestattet wird?

4. Ist der Herr Stadtrat bereit , sofort zu verfügen , daß keine Mutter
verhalten werden kann , neben ihrem eigenen Kinde noch fremde Kinder
zur Pflege zu übernehmen und daß das nötige Kinderwartepersonal an-
gestelli wird?

5. Ist der Herr Stadtrat bereit , sofort zu verfügen , daß zu den
Ausräumungsarbeiten nur Mütter verwendet werden , die sich hiezu frei¬
willig melden , und daß diesen eine angemessene Entschädigung , die sich nach
Zeit , Art und Umfang der Arbeit zu richten hätte , zu gewähren ist?

6. Ist der Herr Stadtrat bereit , anzuordnen , daß es den Frauen
überlassen bleibt , die Zimmerfenster zu öffnen oder zu schließen, und daß
zum Empfang der Besucher die nötigen Räumlichkeiten und auch die ent¬
sprechende Zeit zur Verfügung gestellt werden?

7. Ist der Herr Stadtrat bereit , alle jene , die diese Zustände nicht
nur geduldet , sondern herbeigeführt haben , zur Verantwortung zu ziehen
und auf das strengste zu bestrafen?

Anfrage (Nr . 13) der GRe . Weikert und Grießler  an
den Herr anitsführcnden Stadtrat der Verwaltungsgruppe III.

Pr . Z . 1764. Robert Keibl , wohnhaft Wien , IX . Wiesengasse 23,
Vater von vier Kindern im Alter von eineinhalb bis dreizehn Jahren,
arbeitslos , ohne Unterstützung und vollständig mittellos , erhält vom Für-
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sorgeinstitu! des IX. Bezirkes einen monatlichen Unterstützungsbeitrag für
seine vier unmündigen Kinder von insgesamt 42 8. Jüdische Familie» aber
erhalten mit geringerer Kinderzahl, wobei der Mann die Arbeitslosen¬
unterstützung bezieht, 70 bis 80 8 als Pflcgcbeitrag. Wir führen als
Beispiel an: Den jüdischen Vertreter Bernfeld, 1l. Perinetgaste4, der
ungeachtet seines Einkommens als Vertreter und laufender geldlicher Zu¬
wendungen von Seite seiner in Amerika lebenden Schwester, monatlich für
seine beiden Kinder je 20 8 als ErziehungSbcitrag erhält. Daß der Jude
Bcrnfeld durchaus nicht bedürftig ist, erhellt daraus, daß er sich jeinc
Wohnung vor kurzem neu eingerichtet hat, seiner Frau eine Wäscherin hält
und für den jüdischen Religionsunterricht seiner Kinder den Rabbiner ins
Hans kommen läßt. Auch der im selben Hause wohnhafte jüdische Ver¬
treter Balogh erhält ohne sichtbaren Grund vom Fürsorgcamt ErzichungS-
beiträgc für seine Kinder. Keiner der beiden Juden ist im Besitze der für
Erlangung von Erziehungsbeiträgen für arische Anspruchswerber vorge-
schricbenen Arbeitslosenausweise. Die Gegenüberstellung zwischen diesen
beiden Fällen einerseits und dem Fall Kaibl anderseits beleuchtet so recht
die Aufsaßung der Mehrheit über Zweck und Sinn der Fürsorge.

Als Herr Keibl gegen die ungleichmäßige Pslcgebeitragsbemessung
Einspruch erhob, bekam er von dem diensthabenden Fürsorgebcamten
L-transky folgende Antwort: „Es ist richtig, daß andere mehr bekommen
als Sic, aber das geht Sie gar nichts an, das ist Sache des Fürsorge-
institntcs." Schließlich bekam Keibl vom Wohnungsamte in einem Privat-
hausc eine Wohnung zugewiesen, die vor -ihm der sozialdemokratische
Mieterobmann des IX. Wiener Gemcindebezirkes, Franz Kranzl, innehatte.
Für diese Wohnung muß Keibl monatlich 37 8 Mietzins zahlen. Der sozial¬
demokratische Mieterobmann Kranzl erhielt eine gleich große Wohnung in
einem Gemeindchause zugewiesen und bezahlt an monatlichem Zins 118. Als
Keibl beim Fürsorgebcamten um eine Zinshilfe nachsuchte, erhielt er eine
Anweisung auf 3 8. Diese Anweisung sandte Keibl an den Herrn Stadtrat
De. Tandler. In einem beigelegten Schreiben erklärte Keibl dem Stadtrat
Dr. Tandler, daß der überzeugteste Sozialdemokratüber eine so hohnvolle Für-
sorgetätigkcit schamrot werden müsse. Außerdem schrieb er, daß er doch nicht
den Pflcgcbeitrag für seine Kinder im Ausmaße von 42 8 zur Bezahlung
des Zinses verwenden und die Kinder verhungern lassen könne. Er schilderte
weiter die trostlose Lage seiner Familie, insbesondere, daß sein 16 Monate
altes Kind geradezu lebensgefährlich unterernährt sei. Herr Stadtrat Dr.
Tandler beantwortete das Schreiben Keibls nicht. Keibl hat in seiner Ver¬
zweiflung Samstag, den S. Juli d. I ., einen Selbstmordversuch unter¬
nommen. Er sprang bei der Friedensbrücke in den Donaukanal, wurde vou
zwei Polizisten gerettet und erhielt von der Polizei 15 8 Unterstützung.

Wir stellen an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Verwaltungs¬
gruppe 111 die Anfrage:

1. Warum hat der Herr amtsführende Stadtrat den Brief des
Keibl nicht beantwortet und ihn so zum Selbstmordversuchgetrieben?

2. Ist der Herr amtsführende Stadtrat bereit, dem Keibl unverzüg¬
lich eine seinen traurigen Verhältnissen entsprechende Fürsorge angedeihen
zn lassen?

3. Ist der Herr amtsführende Stadtrat bereit, die Fälle Bernfeld
und Balogh genauestens erheben zu lasten und hervorkommende Mißbräuche
in der Weise abzustellen, daß die beiden Juden, falls sie sich die Erziehungs-
beitrügc für ihre Kinder erschwindelt haben sollten, wegen Betruges der
Staatsanwaltschaft zur Anzeige gebracht werden und daß der Fürsorge¬
beamte, der hier ungebührliche Unterstützungenangewiesen hat, zur Ver¬
antwortung gezogen und zum Ersatz des der Gemeinde hiedurch ent¬
standenen Schadens verhalten wird und daß schließlich die Erziehungs-
bciträgc an die beiden Juden unverzüglich eingestellt werden?

4. Ist der Herr amtsführende Stadtrat bereit, den Fürsorge¬
bcamten Stransky dahin zu belehren, daß er sich im Parteienverkehr eines
anständigen und höflichen Benehmens zu befleißigen hat?

5. Wie kann es der Herr amtsführende Stadtrat verantworten, daß
arische Fürsorgewerber zum Selbstmord getrieben werden, während Juden
sich auch dann der liebevollsten Fürsorge erfreuen, wenn sie nicht fürsorge¬
bedürftig sind?

6. Ist dem Herrn amtsführenden Stadtrat bekannt, daß Keibl für die
Wohnung, die vorher der sozialdemokratische Mieterobmann Kranzl be¬
wohnte, 37 8 zahlen muß, während Kranzl für eine gleich große Wohnung
nur 11 8 bezahlt?

7. Pflegt der Herr amtsführende Stadtrat nur Briefe von Juden
oder sonstigen sozialdemokratischenParteibonzen zu beantworten und
Briefe arischer Fürsorgewerbcr in den Papierkorb zu werfen?

8. Glaubt der Herr amtsführende Stadtrat das Ansehen der „best¬
verwalteten" Gemeinde dadurch zu heben, daß er die Fürsorgcwerber ihrem
Schicksal überläßt, so daß sich die Bnndespolizci ihrer annehmen, sie vom
Freitod retten und mit einer Unterstützung bedenken muß?

9. Ist der Herr amtsführendc Stadtrat bereit unverzüglich die ge¬
samte Fürsorge so einzurichten, daß wirklich nur Bedürftige, diese aber in
ausreichendem Maße, bedacht werden?

Beantwortung  der Anfrage(Nr. 1) der GRe. Dr. Suche n-
wirth  und Pesch  el.

Pr . Z. 1395. In der Sitzung des Gemeinderates vom 17. Juni
1932 haben die GRe. Dr. Richard Suchenwirth und Alois Peschel eine
Anfrage betreffend die Vorgänge bei der konstituierenden Sitzung der Be¬
zirksvertretung für den Xlll . Bezirk gestellt. In Beantwortung dieser An¬
frage teile ich gemäß8 16 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der
Stadt Wien folgendes mit:

Ich habe den Herrn Bezirksvorsteher für den XIII . Bezirk ein¬
geladen, über die Vorgänge bei der konstituierenden Sitzung der Bezirks¬
vorstehung einen Bericht zu erstatten, der folgendermaßen lautet:

„Die offizielle Sitzung, die unter Vorsitz des amtsführenden Stadt¬
rates Richter stattgcfunden hat, ist bis zum Schluß ohne jede Störung
verlaufen. Nach Beendigung der Sitzung wurde das Protokoll der Sitzung
von allen anwesenden Bezirksräten, die zu diesem Zwecke auf ihren Sitz¬
plätzen verblieben waren, unterschrieben. Auch die Galeriebesucher waren
während dieser Zeit noch im Saale geblieben. Als nach Beendigung der
Unterschriften die Nationalsozialisten ihre Plätze mit dem Faschtstengruß
und dem Rufe „Heil Hitler" verließen, wurde von einem Teil der An¬
wesenden mit Pfui- und Abzugsrufen geantwortet. Die Nationalsozialisten
verließen ungehindert den Sitzungssaal. Im Vorraum kam es dann mil
den gleichzeitig den Saal verlassenden Galeriebesuchern zu Tätlichkeiten.
Soweit mir berichtet wurde, soll ein nationalsozialistischer Bezirksral
(Skupa?) mit einer Stahlrute in die angesammelte Menge drcingeschlage»
haben. Biese Stahlrute und ein Ochsenzimmer wurden später aufgefunden
und der Polizei übergeben.

Als ich den Zwischenfall außer dem Saale bemerkte, trat ich
zwischen die Streittcile und versuchtêdie durch Uniformen kenntlichen
nationalsozialistischenBezirksräte in Sicherheit zu bringen. Damit wäre
auch der Zwischenfall erledigt gewesen, wenn in diesem Augenblick nicht
ganz überflüssiger Weise eine Anzahl Wachleute unter dem Kommando
des Herrn PolizeioberkommissärsWachek, die vor dem Amtshause postiert
waren, dazwischengetrcten wären, um zu amtshandcln. Ein nationalsoziali¬
stischer Bezirksrat bezeichnete einem Wachorgan einen Galeriebesucher, der
einen Ochsenziemer in der Hand hielt, als den Urheber der Schlägerei. Als
das Wacheorgan diesen Mann festnehmcn wollte, traten die übrigen
nationalsozialistischenBezirksräte dazwischen und bezeichnete» den Beschul¬
digten als ihren  Mann , worauf der Wachebeamte seine Amtshandlung
sofort einstellte. Hierauf sagte ein anderer nationalsozialistischerBezirks¬
rat: „Der Herr Gemetnderat Kurz ist der Urheber", worauf es wieder zu
Protestrufen von Seite der angesammelten Galeriebesucher kam.

Die Wache drängte darauf den vor der Ausgangstür stehende» Teil
der Besucher in den Saal zurück, worauf die Nationalsozialisten unbe¬
hindert das Haus verließen.

Von vorgckommenen Verletzungen oder Beraubungen ist mir weder
aus eigener Wahrnehmung noch durch Hieramts vorgebrachte Beschwerde»
etwas bekannt geworden.

Was nun die Ausgabe der Galeriekarten betrifft, so wurden
60 Karten ausgegeben. Davon je ein Stück für jeden Bezirksrat, der Rest
wurde wie bei jeder öffentlichen Sitzung freihändig vergeben. Es entzieht
sich meiner Kenntnis, an welche Parteigänger dieser Teil der Karten ver¬
geben wurde.

Ich habe nach den mir bekannt gewordenen Berichten in der Presse,
und dem gegenständlichen Dringlichkeitsantrag im Gemcinderate eine
Presseberichtigungveranlaßt, in der insbesondere festgestellt wurde, daß es
nicht den Tatsachen entspricht, daß Amtsgehilfen den Saalausgang ab¬
geschlossen hätten.

Außerdem habe ich bei der am 18. d. M. stattgefundenen erste» Gc-
schäftssitzung der Bezirksvertretung berichtet, daß es unrichtig ist, daß bei
der konstituierenden Sitzung Organe der Gemcindewachebeteiligt waren.
Ich habe auch für diese Sitzung veranlaßt, daß nur mehr für jeden Be¬
zirksrat eine Karte zur Ausgabe gelangt ist und werde mich auch in Zu¬
kunft an diesen Vorgang halten."

Mit Rücksicht auf den vorliegenden Sachverhalt sehe ich mich nicht
veranlaßt, in der Angelegenheit weitere Verfügungen zu treffen.

Zu den einzelnen Punkten der Anfrage möchte ich nur folgendes be¬
merken:

Zu Punkt 1: Ein Einschreiten gegen Mitglieder des Gemeindcrates
wegen ihres Verhaltens außerhalb des Gemeinderates ist mir, wie ich
bereits im Gemeindcrate mitgetetlt habe, nicht möglich.

Zu den Punkten2 und 3 der Anfrage ist zu bemerken, daß es Sache
des Bezirksvorstehers ist, für die Ordnung bei Sitzungen der Bezirks¬
vertretungen zu sorgen und die allenfalls notwendige» Maßnahme» zu
ergreifen.

Zu Punkt 5 der Anfrage wird bemerkt, daß für eine Haftung der
Gemeinde für den Schaden, den Bezirksräte anläßlich von Sitzungen der
Bczirksvertretungen erleiden, die allgemeine» gesetzlichen Bestimmungen
gelten. Eine Haftung der Gemeindeorgane müßte mangels einer gesetzlichen
Verpflichtung abgelehnt werden.

Der Bürgermeister:
S ei tz.

Beantwortung  der Anfrage (Nr. 2) der GRe. Weikert
und Scholz.

Pr . Z. 13W. In der Sitzung des Gemeinderates vom 17. Juni 1932
haben die GRe. Weikert und Scholz eine Anfrage betreffend die Behandlung
der Partei Josef Barylak im Fürsorgeinstitut des XIII . Bezirkes am
13. Juni 1932 gestellt.

In Beantwortungdieser Anfrage teile ich gemäß 8 16 der Ge¬
schäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgendes mit:

Die Anfrage enthält nur den Namen der Partei und den Wohn¬
bezirk, es mußte also erst durch Erhebungen festgestellt werden, wo die
Partei wohnt, es waren Zeugen einzuvcrnehmen und es mußte weiters
festgestellt werden, um welchen Angestellten cs sich handelt. Infolgedessen hatte
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die Untersuchung längere Zeit in Anspruch genommen. Die Feststellungen
sind auch heute noch nicht abgeschlossen. So viel steht aber schon fest:

Die Partei Barylak und ein von ihr geführter Zeuge behaupten,
daß ein Beamter ihm (dem Barylak) eine Ohrfeige gegeben habe. Der zweite
von Barylak geführte Zeuge sagt, daß er nicht sehen konnte, auf welche
Körperstelle der Schlag getroffen habe. Der Angestellte, der nach den An¬
gaben Barylaks und des einen Zeugen die Ohrfeige gegeben haben soll,
erklärt, daß er lediglich die drohenden Handbewegungen des Barhlak
gegen den Amtsgehilfen abgewehrt habe. Dabei sei es Barylak gewesen,
der das Wort „Ohrfeige" gebraucht habe, aber nur als Aufforderung, ihn
zu schlagen.

Auch der Amtsgehilfe bestätigt, daß der betreffende Beamte dem
Barylak nur eine leichten Stoß gegen die Schulter gegeben habe.

Obwohl somit keineswegs feststeht, ob überhaupt ein disziplinär zu
ahndender Tatbestand vorliegt, wird selbstverständlich gegen jenen der beiden
Angestellten, der der allgemeinen Dienstordnung untersteht, die ordnungs¬
mäßige Difziplinaruntersuchung eingeleitet werden. Im Zuge dieser
Disziplinaruntersuchung wird sich auch ergeben, inwieweit eine Verfehlung
des zweiten Angestellten, eines vertragsmäßigen Angestellten, vorlicgt,
gegen den eine Disziplinaruntersuchung nach den bestehenden Vorschriften
nicht möglich ist, weil ja sein Dienstverhältnis kündbar ist.

Da aber ein parteienfreier Tag nicht bedeutet, daß Parteien in
dringenden Fällen nicht doch abgcfertigt werden müssen, und sich also
beide Angestellte jedenfalls insofern verfehlt haben, als sie die Partei zu-
rückgcwiescn haben, haben sie damit bewiesen, daß sie für den Dienst in
diesem Amte nicht vollkommen geeignet sind und find infolgedessen versetzt
worden.

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe III:
Dr. Tandler e. h.

Beantwortung  der Anfrage (Nr. 3) der GRe. Dr. Riehl
und Grießler.

Pr . Z. 1397. In der Sitzung des Gemeinderates vom 17. Juni 1932
haben die GRe. Dr. Walter Riehl und Johann Grießler eine Anfrage be¬
treffend das ehemalige BürgerversorgungShaus gestellt. In Beantwortung
dieser Anfrage teile ich gemäß 8 16 der Geschäftsordnung für den Ge¬
meinderat der Stadt Wien folgendes mit:

ZuPunktl , 4und5derAnfrage:  Das Bürgerversorgungs¬
haus konnte seiner Zweckbestimmung nicht mehr gerecht werden, weil cs
unhygienisch geworden war, ganz abgesehen von den schweren Belästigungen
der Kranke» und alten Pflcgtinge, die Tag und Nacht hindurch vom Lärm
und von den Abgasen der Kraftfahrzeuge gequält wurden. Auch für andere
Zwecke war das Haus ungeeignet.

Der Park wird bald fertiggestellt sein.
Zu Punkt 2 und 3 der An fr age:  Ein Zahntechniker Elias

ist mit dieser Sache Nicht befaßt gewesen. Die Konfession und Rasse von
Staatsbürgern spielt übrigens bei Vergebungen von Arbeiten keine Rolle.
Die in Punkt 2 und 3 der Anfrage enthaltenen Behauptungen sind
unwahr.

Der Bürgermeister:
Seitz e. h.

Beantwortung  der Anfrage(Nr. 4) der GRe. Weikert und
Dr. Riehl.

Pr . Z. 1574. In der Sitzung des Gemeinderates vom1. Juli 1932
haben die GRe. F. Weikert und Dr. Walter Riehl eine Anfrage betreffend
einen Vorfall im Arbeitslosenamt gestellt.

Gemäß der Bestimmung des 8 16 der Geschäftsordnung betreffend
die Beantwortung von Anfragen im Gemeinderat der Stadt Wien wird
folgendes mitgeteilt:

Die Anfrage kann von mir nicht beantwortet werden, weil die An¬
gelegenheit nicht in den Wirkungsbereich der VerwaltungsgruppeI fällt.

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe I:
Speiser e. h.

Beantwortung  der Anfrage (Nr. 5) der GRe. Scholz und
Ing . Schaffer.

Pr . Z. 1575. In der Sitzung des Gemeinderates vom1. Juli 1932
haben die GRe. W. Scholz und Ing . Ad. Schaffer eine Anfrage betreffend
Staubplage am Margaretengürtcl gestellt.

Gemäß8 16 der Geschäftsordnung teile ich mit, daß der Magistrat
über den Gegenstand folgendes berichtet:

„Die Betriebsanlage der DolomitsandwerkeAdolf Strauß, V. Mar¬
garetengürtel 45, von der die Staubplage herrühren soll, wurde gewerbe¬
behördlich mit den Bescheiden vom 22. Jänner 1930, M.B.A. XIV 12771/12,
und vom 20. September 1929, M.B.A. V 6423/29, genehmigt.

Die Vorschriften dieser Bescheide sind cingchalten. Zur Vermeidung
von Staubentwicklung ist die maschinelle Anlage vollständig geschlossen.

Die Betriebsstätte liegt gegenüber den städtischen Wohnhäusern
V. Margaretengürtel 76—82, getrennt durch die Gürtelstraße, eine öffent¬
liche Gartcnanlage und eine Zufahrtsstraße. Am Betriebsplatz ist Dolomit¬
sand im Ausmaße von etwa 30 Waggon im Freien und etwa 15 Waggon
in geschlossenen Holzschuppengelagert. Der im Freien gelagerte Sand¬
haufen, der eine Länge von 15 m und eine Höhe von etwa 5 m aufweist,

ist von einer leicht abgebundenen, erhärteten Schichte überzogen. Eine
Staubentwicklung ist nur bei der verhältnismäßig kleinen Entnahmestelle
möglich. Bei den anläßlich der vorliegenden Anfrage gepflogenen Erhebungen
konnte eine Staubbelästigung nicht festgcstellt werden, weil zur Zeit der
Erhebung Windstille geherrscht hat, ebenso konnte die maschinelle Anlage
nicht überprüft werden, weil sie außer Betrieb stand. In der Umgebung
des Sandwerkcs wurden keine Dolomitsandablagerungen, die auf den an-
gczeigten Uebclstand schließen lassen, festgestellt.

Nach Ansicht des Magistrates rührt die Staubbelästigung weniger
von der Betriebsanlage als vielmehr von den auf Bahngrnnd befindlichen,
»»gepflasterten Straßenzügen her, auf denen eine starke Staubschichte fest-
gestellt wurde. Bei der Abzweigungsstelleder Zufahrtsstraße zum Betriebe
von der Gürtelstraße befindet sich, ebenfalls auf Bahngrund, ein staubiger,
mit nur wenig Gras bewachsener, unbebauter Grund, der ebenfalls zur
Staubbelästigung beitragen dürfte.

Der Betriebsleiter der Sandwerke hat zugesagt, den im Freien ge¬
lagerten Sand ausgiebig in geeigneten Zeitabständen bespritzen zu lassen,
um ein Abtragen des Sandes durch Wind zu verhindern, was übrigens
bisher, um Sandverluste zu vermeiden, im eigenen Interesse der Sandfirma
dnrchgcführt wurde.

Ijin übrigen wird von der zuständigen Magistratsabteilung bei ge¬
eigneter Witterung eine neuerliche Erhebung durchgeführt werden. Sollten
hiebei Uebclstände fcstgestellt werden, so werden die notwendigen Aufträge
an den Bctriebsinhaber im Wege des magistratischen Bezirksamtes für den
V. Bezirk erteilt werden."

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe V:
Richter e. h.

Beantwortung  der Anfrage Nr. 6 der GRe. Dr. Riehl
und Weikert.

Pr . Z. 1576. In der Sitzung des Gemeindcrates vom1. Juli 1932
haben die GRe. Dr. Walter Riehl und F. Weikert eine Anfrage betreffend
Anstellung von Atzten und Acrztinncn gestellt.

Gemäß der Bestimmung des 8 16 der Geschäftsordnung betreffend
die Beantwortungvon Anfragen im Gemeinderat der Stadt Wien wird
folgendes mitgeteilt:

Die Anfrage kann von mir nicht beantwortet werden, weil die Auf¬
nahme oder Entlassung von Personal nicht in den Wirkungsbereich der
Verwaltungsgruppe III fällt.

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe III:
Dr. T a n d l er e. h.

Beantwortung  der Anfrage(Nr. 7) Der GRe. Dr. Suchen-
wirth und Weikert.

Pr . Z. 1577. In der Sitzung des Gemeinderates vom1. Juli 1932
haben die GRe. Dr. R. Suchenwirth und F. Weikert eine Anfrage betreffend
Unterstützung an zugereiste Personen gestellt.

Gemäß der Bestimmung des 8 16 der Geschäftsordnung betreffend
die Beantwortungvon Anfragen im Gemeinderat der Stadt Wien wird
folgendes mitgeteilt:

Die Anfrage kann nicht beantwortet werden, bevor die Anfragesteller
nicht bekanntgeben, was sie unter „eingewanderte" Personen verstehen, das
heißt vor wieviel Jahren die Personen eingcwandcrt sein müssen, um als
nicht„eingewandert" zu gelten.

Der Bürgermeister:
S ei tze. h.

Vertrauliche Sitzung vom 15. Juli 1932.
Vorsitzender: Bgm. Seitz.

Berichterstatter amtsf. StR . Speiser.
Pr . Z. 1603, P . 1. Dem Marktamtsdirektor Anton Winkler  wird

anläßlich seines Scheidens ans dem aktiven Dienst in Würdigung seiner
vierzigjährigen vorzüglichen Dienstleistung der Dank und die An¬
erkennung des Gemeinderates  ausgesprochen.

"Ltt ov ek, T r>1Q
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Stadtsenat.
Berichtigung. Im Amtsblatt Nr. 60/1932 sind aus Seite 594,

2. Spalte, unter Pr . Z. 1628 die Worte „(Titel Inspektor)" zu streichen.

Allgemeine Nachrichten.
Geuieiridevermittlmlgsämter.

Verhandlungstage im August  1932!
1. und XX. Wiener Gemeindebezirk: 2., 9., 16., 23. und 30

VI., X. und XXI. , „ 3., 10., 17., 24. und 31

Lebensmittelverkehr.
Marktbericht über die Wvche vom 17. bis 23. Juli 1932.

Gemüse und Grünwaren. Zufuhren:  38 .138 g (um 746 g inehr
als in der Vorwoche). Die Gärtnerfrühmärkte des Naschmarktesverfügten
über gute Beschickung. Es sind nun schon fast alle Gemüsesortcn reichlich
vertreten, so daß sich eine deutliche Unabhängigkeit von den AuSlands-
belieserungen bemerkbar macht. Im Preise erhöht hat sich nur 1a Karfiol
sowie die Häuptelsalatsorten. Auch die Gurkenpreisc haben angczogen. Eine
Preisermäßigung ist bei Kochsalat, Spinat und Weißkraut eingetrcten.

An Austandsgemüsen sind eingetangt aus Tschechoslowakei:
Zwiebel, Knoblauch, Kürbisse, Spargetbohnen und Karotten, grüne Erbsen,
grüne Bohnen und Kukuruz. Italien:  Gurken, grüne Bohnen, Tomaten
und Zwiebel. Bulgarien:  grüner Paprika, Melanzini, Tomaten.
Griechenland:  Tomaten . Türkei:  grüner Paprika. Jugosla¬
wien:  Tomaten , Gurken und Spargetbohnen. Rumänien:  Toma¬
tem und grüner Paprika. Infolge der erschwerten Einfuhr aus Ungarn
benützten andere Länder wie Italien , Bulgarien und selbst die Türkei die
Gelegenheit, um ihren Export zu intensivieren, so daß sich trotz des Aus¬
falles aus Ungarn die Zufuhrziffer an Gemüse gegen die Vorwoche ver¬
mehrt hat.

Auf dem Naschmarkte notierten im Kleinhandel in Groschen:
Kohl 1a per Stück 15 bis 25, 11a 6 bis 10, einheimisches Weißlraut per
Stück 10 bis 30, per Kilogramm 22 bis 40, Häuptelsalat 1a per Stück7
bis 20, 11a 4 bis 6, Koch>alat 1a per Stück6 bis 12, 11a 5 bis 6, Neu¬
seeländerspinat Per Kilogramm 40 bis 60, Blätterspmat per Kilogramm
40 bis 56, Stengelspinat per Kilogramm 25 bis 40, Kohiravi 1a per Stück
8 bis 18, 11a 6 bis 8, Rhabarber per Kilogramm 60 bis 70, Tafeljpargcl
per Kilogramm 120 bis 200, Suppenspargel per Kilogramm 40 bis 80,
Karfiol 1a per Stück 30 bis 70, 11a 15 bis 25, Suppenkarfiol per Stück
8 bis 10, Melanzini per Stück 50 bis 70, grüne Erbsen per Kilogramm
50 bis 100, grüne Bohnen per Kilogramm 1a 60 bis 100, 11a 40 bis 80,
Spargelbohnen 40 bis 80, Gurken(Gärtncrware) per Kilogramm 45 bis 80,
fetdmaßig gebaute per Kilogramm 32 bis 60, italienische und jugoslawische
per Kilogramm 50 bis 70, Maiskolben per Stück 12 bis 20, einheimische
Tomaten per Kilogramin 70 bis 120, italienische per Kilogramm 90 bis
130, grüner Paprika per Stück 6 bis 16, Speisekürbijse per Kilogramm 40
bis 60, ägyptischer gelber Zwiebel per Kilogramm 46 bis 54, italienischer
gelber per Kilogramm 45 bis 50, roter per Kilogramm 40 bis 48, wciger
per Kilogramm 34 bis 38, ungarischer Makoer per Kilogramm 38 bis 52.

Kartoffeln. Zufuhren:  10 .788 q (um 279 g mehr als in der
Vorwoche). Die Zufuhren ans dem Jnlande haben weiterhin zugenommcn.
Die Preise zeigten fallende Tendenz. Auch italienische Kartoffeln waren
im Preise leicht rückgängig.

Auf dein Naschmarkte notierten im Kleinhandel in Groschen per
Kilogramm: Einheimische gelbe Kartoffeln 20 bis 25, weiße 20 bis 24,
Rosenkartoffeln 20 bis 26, italienische runde 28 bis 32, einheimische Juli¬
perle 28 bis 32, italienische Juliperle 32 bis 36, heurige Kipfler 56 bis 80.

Obst. Zufuhren:  17 .291 q (um 254 q weniger als in der Vor¬
woche). Bei Aprikosen kam cs vorübergehend zu Preiserhöhungen. Da jedoch
bei dieser Obstsorte die Jntandsernte eine überaus gute und qualitativ
einwandfreie ist, trat bald wieder ruhiger Verkehr bei normalen Prcis-
ansätzen ein. Die Händlerschaft hatte sich vor Inkrafttreten des Abbruches
der Zollbegünstigungen mit Waren gut eingedcckt und in Kühlhäusern ein-
gciagert, von wo sie nun jeweils abberufen werden. Auch Italien stellte
sich als Konkurrent gegen Ungarn und intensivierte seine Zufuhren, ebenso
auch Jugoslawien.

Auf dem Naschmarkte notierten im Kleinhandel in Groschen per
Kilogramm: ĵugoslawische Strudlerapfel 60 bis 100, amerikanische Aepfel
E ms 260, australische Aepfel 180 bis 280, italienische und jugoslawische
L-irnen 80 bis 140, Wachauer Aprikosen 100 bis 180, italienische 120 bis
160, ungarffche(Kuhthans) 100 bis 140, Knödet-Aprikosen 70 bis 110, ein¬
heimische Kirschen 70 vis 120, tschechoslowakische 140 bis 200, einheimische
PfirstHe 100 vis 180, italienische 120 bis 240, griechische 200 vis 240,
ilattenitche blaue Pflaumen 80 bis 110, Reineclauden 100 bis 180, italie¬
nische Pelzzweljchten 100 bis 140, Ananaserdbeeren 140 bis 240, Wald-
eroveeren 380 vis 500, Gartenhimveeren 250 bis 360, Waldhimbeercn200
vis 260, Johannisbeeren80 bis 130, Heidelbeeren:,0 bis 100, Stachel¬
beeren 80 bis 150.

Agrumen. Zufuhren:  296 q (uin 194g weniger als in der Vor¬
woche). Die Zitronenpreise haben sich stark erhöht, doch ist die Ware nun¬
mehr schon durchwegs ausgcreift, daher leichter anbringlich.

Auf dem Naschmarkte notierten im Kleinhandel Zitronen per Stück
14 bis 20 8.

Butter. Zufuhren:  199 g (um 112 q weniger als in der Vor¬
woche). Bei normalen Anlieferungen notierten stabile Preise.

Auf deni Naschmartte notierten im Kleinhandel in Groschen per
Kilogramm: Inländischer Teebutter 650 bis 720, Tischbutter 480 bis 580,
Kochvutter 400 bis 460.

Eier. Zufuhren:  1,998 .000 Stück (um 21.000 Stück weniger
als in der Vorwoche). Bei ruhigem Marktverkehr waren die Vorräte bedarf-
deckcnd. Preislage unverändert.

Auf dem Naschmarkte notierten im Kleinhandel per Stück: Frische
Eier 11 bis 13 8, Tee-Eier 13 bis 15 8-

Pilze. Zufuhren:  53 q (um 44-3 <i mehr als in der Vorwoche).
Infolge des eintretenden zeitweiligen Regens hat sich die Aufbringung an
Pilzen stark verbessert, und damit die Preise ermäßigt. Es kamen Herren¬
pilze und Eierschwämme auf den Markt, die gerne gekauft wurden. Nur ge¬
züchtete Ehampignons halten ihre Preise durchwegs fest, da die Einfuhr
aus Ungarn überhaupt verboten ist, die Jnlandproduktion aber der Nach¬
frage nicht genügt.

Auf dem Naschmarkte notierten im Kleinhandel in Groschen per
Kilogramm: Frische Herrenpilze 260 bis 650, Eierschwämme 160 bis
240, tLhampignon 800 vis 1000, offene(ältere) Ware 500 bis 600.

Rindcrmarkt: Bei lebhaftem Verkehre verteuerten sich Ochsen, Stiere
und Kühe in der la-Qualität um 5 8, die übrigen Qualitäten sowie Beinl-
vieh um 10 8 Per Kilogramm.

Es notierten in Groschen per Kilogramm: Inländische Ochsen
90 bis 160, ungarische 1a. 145 bis 160, 11a 120, rumänische 1a 135 bis
160, 11a 117 bis 130, jugoslawische 100 bis 155, Stiere 90 bis 115, Kühe
90 bis 120, Beinlvieh 60 bis 88.

Jung - und Stcchviehmarkt: Auf dem Hauptmarkte verteuerten sich
lebende Kälber in der la -Qualität um 10 8, mittlere und mindere Ware
sowie Weidner Kälber um 20 8» Weidner Fettschweine um 5 8 per Kilo¬
gramm. Fleischschweine wurden zu Vorwochenprciseverkauft.

Es notierten in Groschen per Kilogramm: Lebende Kälber
120 bis 190, ausgeweidcte 140 bis 220, ausgeweidete Fleischschweine 210
bis 260, ausgeweidete Fettschweine la 195 bis 205, Ila 190, ausgeweidete
Lämmer Ila 115 bis 120, ausgcweidete Schafe ohne Fell lla 120 bis
160, ausgcweidete Kitzen Ila 140.

9 5 oc Vkk LIOttcKvn 6
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Schweine,narkt.- Bei ruhigem Verkehre verbilligten sich Fleisch¬
schweine um 5 8, gegen Marktschluß auch um mehr per Kilogramm.
In Jettschweine wurden um 2 bis 3 8 teurer, die übrigen Qualitäten zu
unveränderten Vorwocheupreisen verkauft. Auf dem Naschmarkte wurde»
bei ruhigen, Geschäftsgänge Hauptmarltpreise erzielt.

Es notierten in Groschen per Kilogramm: Lebende Fleischschweine
152 bis 210, lebende Fettschweine 156 bis 177.

Großmarkthalle, Abteilung für Flcischwarcn: Durch die Bahn
wurden 26 Waggon mit 143-1 Tonnen angeliefcrt, somit um 14 Waggon
mit 62-5 Tonnen weniger als in der Vorwoche.

Im Großhandel notierten im Vergleiche zur Vorwoche teurer in
Groschen per Kilogramm: Inländische Kälber um 10 (135 bis 220), Fleisch¬
schweine um 5 (200 bis 260), Speck um 10 (130 bis 190).

Im Kleinhandel notierten im Vergleiche zum SamStag der Vor¬
woche teurer in Groschen per Kilogramm: Kalbfleisch um 20 (280 bis
340), Schuitzelflcisch um 20 (400 bis 640), Speck um 20 (190 bis 220),
Bauchfilz um 10 (220 bis 240).

Die Geflügelzufuhreu aus Jugoslawien waren schwach, jene aus
Ungarn sind ganz ansgeblieben. Es haben sich sohin sowohl bei Back- als
auch bei Brathühnern die Preise um 20 g per Kilogramm erhöht. Der Ab¬
satz au Geflügel war im allgemeinen flau. Bei Wild blieben Zufuhren und
Preise gegen die Vorwoche unverändert.

In der Groß Markthalle notierten im Kleinhandel
in Groschen:  Backhühner per Stück 280 bis 350, per Kilogramm 420
bis 550, Brathühner per Stück 380 bis 550, per Kilogramm 420 bis 550,
steirische Poularden per Kilogramm 500 bis 600, Fettenten per Kilogramm
280 bis 330, Fcttgänse per Kilogramm 280 bis 300, Hirschfleisch(Schul¬
ter) per Kilogramm 200 bis 240, Schlegel 380 bis 450, Rehfleisch (Schul¬
ter) per Kilogramm 200 bis 220, Rehrückeu per Kilogramm 350 bis 380,
Rehschlegel per Kilogramm 350 bis 360.

Auf dem Zentralfischmarkte wurde zugeführt:
(in der Klammer Großhandelspreise per Kilogramm in Groschen):
Kabeljau 1710 kx (110), Kabeljau-Filet 1750 lex (150), Seelachs 50 lr^
(100), Angler 50 (220), Barben 150 KZ (220 bis 280), tote Weißfische
20 k8 (80), lebende oberösterreichische Forellen 200 KZ (900 bis 1100).

Baubewegung
voIN 27 . bis 29 . I uli 1932.

Ansuchen um Baubewilligungen:
Neubauten:

20. Bezirk:  Klubhaus , Burghardtsweg , Kat.Parz . 3786, vom I . Bri-
gittenauer Athletik-Sportklub, Bauführer Johann Art¬
hofer, Zm . (11997).

„ „ Hausbau, Engelsplatz, Häuser 38—44, von der Gemeinde
Wien, M.Abt. 15 b (12133).

21. Bezirk:  Wohn - und Geschäftshaus, Einl .Z . 95, Kat.Parz . 539/3,
Stadlau , von Ant ., Alois und Leopoldine Zelenh, Bau¬
führer Josef Slama , Bin. (B 538).

„ „ Wohnhaus, Einl .Z . 989, Kat.Parz . 1063/45, 46, 47 und 48,
Schanze 8, Kagran, von Josef Knaurek, Karl Brosch,
Heinrich Severa und Hans Zapfel, Bauführer A. Kautz
L Ing . M. Leiter, Bm. (B 539).

21. Bezirk:  Einfamilienhaus , Eiul .Z . 212, Grundstück 875/11, Strebers¬
dorf, von Josef und Johanna Nadlinger, Bauführer Karl
Mayer, Bm. (B 452).

„ „ Einfamilienhaus , Baustelle 93, Grundstück 1091, Aspern,
Siedlung Mühlhäufel, von Josef und Marie Zachcrl, Bau¬
führer Josef Wenzel, Bm. (B 468).

„ „ Einfamilienhaus , Einl .Z . 1519, Kat.Parz . 1522/55, 56,
Groß-Jedlersdorf , von Maria Slanar , Bauführer K. Her-
zan, Bm. (B 472).

„ „ Einfamilienhaus , Baustelle 87, Siedlung au der Strcbers-
dorfer Straße , von Karl und Anna Weinseis, Bauführer
Josef Wenzel, Bin. (B 479).

„ „ Einfamilienhaus , Parzelle 9, Leopoldauer Straße , von
Johann und Helene Tucek, Bauführer Theodor Ruf, Bm.
(B 482).

„ „ Einfamilienhaus , Kat.Parz . 1087/10, Aspern, an der
Wulzendorfstraße, von Agnes Swoboda, Bauführer Hugo
Schnuparek, Bm. (B 498).

„ „ Zweifamilienhaus, Einl .Z . 859, Kat.Parz . 31, an der Stre-
bersdorfer Straße , von Ferdinand Singer , Bauführer
I . Löwitsch, Bm. (B 504).

„ „ Einfamilienhaus , Parzelle 21, Leopoldauer Straße , von
Johanna Druck, Bauführer Theodor Ruf, Bm. (B 518).

„ „ Einfamilienhaus , Parzelle 21, Leopoldauer Straße , von
Johanna Rausch, Bauführer Theodor Ruf , Bm. (B 519).

„ „ Einfamilienhaus , Einl .Z . 613, Grundstück 758/1, Strebers¬
dorf, von Ferdinand und Theresia Riedl, Bauführer
1 . Janouschek, Bm. (B 520).

„ „ Einfamilienhaus , Einl .Z . 804, Grundstück 882/1, 885/1 und
889/10, Strebersdorf , von Franz und Marie Rehrmbacher,
Bauführer Franz Czernilofsky, Bm. (B 522).

„ „ Einfamilienhaus , Siedlung au der Strebersdorfer Straße,
Bauplatz 66, von Eduard und Marie Mimler, Bauführer
A. Siegele L Komp. (B 523).

„ „ Wohn- und Geschäftshaus, Kat.Parz . 27/25, Baustelle 1,
Schwarzlackenau, an der Weißenwolfgasse, von Johann
Girschele, Bauführer Franz Aubrecht, Bm. (B 529).

Um- und Zubauten und sonstige bauliche Herstellungen:
t . Bezirk:  Personenaufzug , Franz Josefs -Kai 1, von der Lebensversi¬

cherung „Phönix", Bauführer F . Czernilofsky, Bm.
(12012).

2. Bezirk:  Bildwerferraum , Taborstraße 8 a, vom Ufa-Tonkino, Bau¬
führer Emil Liebesny, Bm. (12168).

„ „ Pfeilerauswechslung, Weintraubengasse 6, von Stephanie
Bledy, Bauführer Duchlik L Komp. (12203).

3. Bezirk:  Kraftwagenhalle , Rennweg 89 a, von der Bauabteilung der
2. Brigade (12090).

„ „ Reklameschild, Erdberger Lände, Ecke Haidingergasse, von
Van Berkel L Komp., Bauführer Ing . G. Orglmeister,
Bm. (12169). ^ .

8. Bezirk:  Wellblechgarage, LerchenfelderStraße 46, von Ing . Armin
Rodeck, Bauführer Ing . Hans Sach, Bm. (12103).

11. Bezirk:  Gasthaussaal , Simmeringer Hauptstraße 343, von Gustav
Krottendorfer, Bauführer Franz Hirn, Bm . (1968).

Abort und Steinzeugrohrkanal, Werkstättenweg 3, von der
Firma Brüder Fillenz, Bauführer Wenzel Rausch, Bm.
(1971). . ^ r

13. Bezirk:  Türöffnung , Penzinger Straße 150, vom Verein zur Schaf¬
fung und Erhaltung von Jugendheimen, Bauführer Muhl¬
berger, Bm . (4509).
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>3. Be z i r k: Zierlichte, Lainzer Straße 3/5, von H. Slnka, Bauführer
Ing . Beer, Bm. (4678).

„ Dacheinbau und Wohnung, Rupcrtgasse 3, von Franziska
Bernardi , Bauführer M. Hauswirth , Bm. (4772).

„ „ Kanal für den Gasbehälter, Hackinger Straße , von der Ge¬
meinde Wien, städtische Gaswerke, Bauführer Bauuutcr-
nchmung N. Rella L Komp. (4773).

„ „ Abteilung eines Zimmers , Veitingergasse 5, von Becker,
Bauführer Quidenus , Bm. (4460).

„ „ Kiosk, St . Vcitgasse 37, von Mautucr -Markhof, Bau¬
führer Stöger , Bm. (4475).

„ „ Sommerhütten, Wolfersberg und Roscutal (4662—4664).
„ „ Sommerhütte, Obcr-St . Veitcr Familiengärten 122/123, von

Kacasek und Wessely, Bauführer Niel, Bm. (4665).
„ „ Sommerhüttc, Wolkersbergen, Grundstück 988/3, von Müll-

ner, Bauführer Reiter, Bm. (4667).
„ „ Zubau , Zimmer, Dvorakgassc 43, von Znaimcr, Bauführer

Ziermann , Bm. (4772).
„ „ Wohnungsteiluug, Auhofstraße 6, von Neider (4717).
„ „ Garage, Rohrbachcrstraße 6, von Zirg , Bauführer Endisch,

Bm. (4725).
„ „ Balkon, Wattmanngasfc 22, von Leon, Bauführer Kutsche

(4660).
„ „ Schuppen, Vcrsorguugshcimstraße 4, von Großfeld, Bau¬

führer Wurm, Zm. (4781).
„ „ Scheidewände, Linzer Straße 404, von E . Hübner, Bau¬

führer Steffel, Bm. (4555).
„ „ Torvorbau, Hadikgasse 62, vom Schönbrunner Kino, Bau¬

führer Löschncr L Helmer, Bm. (4477).
„ „ Zubau und Kanal, Staargaffe 20, von Großlechner und

Haas , Bauführer Adolf Micheroli, Bm. (4656).
„ „ Türöffnung , Kienmayergaffe 44, von Anton Jaworsky,

Bauführer Glasers Witwe, Bm. (4566).
21. Bezirk:  Wochenendhaus, Kat.Parz . 442/21, Stadlau , An der unteren

alten Donau, von Graziano Klausel, Bauführer Ernst
Flitsche, Zm. (B 449).

„ „ Vcrkaufshütte, Einl .Z . 965, Grundstück 1500/1, Leopoldau,
von Hermiue Köbcr, Bauführer Josef Krejci, Zin.
(B 454).

„ . „ Badehäusche», Einl .Z . 245, Kat.Parz . 488/1, Los 1,
Gruppe 30, Stadlau , von Hans Honesch, Bauführer
Matthias Böhm, Zm. (B 457).

„ „ Verkaufsbuden, Einl .Z . 899, Kat.Parz . 1508/16, Donaufeld,
von Dr . Alfred Pölz und Leopoldine Mondl, Bauführer
Hans Mondl, Bm. (B 463).

„ „ Kiosk, Douaufeldcr Straße 199, von Leopold und Emilie
Resch, Bauführer Franz Hansal, Bm. (B 465).

„ „ Gartcnhäuschen, Einl .Z . 1268, Kat.Parz . 525/23, Groß-
Jcdlersdorf I , von Wilhelm und Juliana Güntner , Bau¬
führer Alfred Gillcr, Bm. (B 466).

„ „ Verkaufskiosk, Einl .Z . 366, Kat.Parz . 799, Prager Straße,
von Anny Hoffman», Bauführer Wenzel Tripes , Zm.
(B 470).

„ „ Gartenhaus , Einl .Z. 1431, Kat.Parz . 525/1, Groß-Jedlers-
dorf 1, von Josef und Hermine Wawronck, Bauführer
Hugo Schuuparek, Bm. (B 471).

„ „ Strandhüttc , Einl .Z . 78, Grundstück 469, 497/1, Stadlau,
Au der unteren alten Donau, von Dr . Erik Streitmann,
Bauführer I . Frühling , Zm. (B 477).

„ „ Gartcnhäuschen, Einl .Z . 587, Kat.Parz . 1053/12, Aspern,
von Karl Eder, Bauführer Matthias Böhm, Zm. (B 478).
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21. Bezirk:  Sommerhäuschen, Einl .Z . 77, 79, Kat.Parz . 582/1, 583/1,
Stadlau , von Hans und Emmi Urban, Bauführer Karl
Stichcr, Bm. (B 481).

„ „ Kiosk, Einl .Z. 637, Kat.Parz . 598/10, au der Sicmensstraße,
Groß-Jedlersdorf I, von Leopold Böhm, Bauführer
I . Staudigl , Zm. (B 484).

„ „ Kanzlei und Holzschuppen, Einl .Z . 63, 64, 65, Kat.Parz.
202/2, 205/2, 206/2, Hirschstcttcn, von Max Krämer, Bau¬
führer Adalhert Bcran , Zm. (B 488).

„ „ Wochenendhaus, Kat.Parz . 19/1, Schwarzlackcnau, vrn
Anton Tomm, Bauführer Rudolf Els , Zm . (B 489).

„ „ Eiscnbetoueinbauten, Gaswerk Leopoldau, von der Direktion
der städtischen Gaswerke, Bauführer Bauunternehmuug
H. Rella L Komp. (12013).

„ „ Sommcrhäuschen, Parzelle 480, Gruppe 16, An der unteren
alten Donau, Stadlau , von Fritz Hauser, Bauführer
Ad. Lexa, Zm. (B 491).

„ „ Wochenendhaus, an der Jndustriestraßc , Stadlau , von
Johann und Lcopoldine Hciling, Bauführer Leopold
Endelweber, Zm. (B 496).

„ „ Sommerhäuschen, Parzelle 24, Gruppe L, au der Jndustrie-
straße, Stadlau , von Alfred Pistreich, Bauführer Josef
Hrachowiua, Zm. (B 497).

„ „ Geschäftslokal, Zubau , Einl .Z . 88, Kat.Parz . 218/2, 219/6
und 221/1, Floridsdorf , von Josef Bcrncrt , Bauführer
I . Staudigl , Zm. (B 503).

„ „ Wochenendhaus, Wimpffengasse 33, von Rudolf und Marie
Walig, Bauführer Rudolf Pribck, Bm. (B 506).

„ „ Wochenendhaus, Einl . 94, Grundstück 444/4, Stadlau , von
Paul Flor , Bauführer Josef Schabesser, Zm . (B 507).

„ „ .Kuhstall, Düugcrstätte und Kanalanlage, Prager Straße
Nr. 31/33, von der Mautncr -Markhofschcn Brauerei, Bau¬
führer Dietz-Weidenberg, Bm. (B 511).

„ „ Zubau , Einl .Z . 92, Kat.Parz . 3824, Stadlau , von Franz
Amesberger, Bauführer I . Peter , Zm. (B 530).

„ „ Zubau , Einl .Z . 119, Leopoldau, von der Firma Georg
Schicht, Bauführer V. Frömmel, Bm. (B 537).

„ „ Schuppen, Patricigasse 3, von Marie Danuer , Bauführer
I . Donners Witwe, Zm. (B 540).

Bauliche Abänderungen:
1. Bezirk:  Seilerstätte 8, Ing . G. Orglmeistcr, Bm. (12014).
„ „ Babcnbergerstraße 1, E. Melcher L Ing . Steiner , Bm

(12132).
„ „ Wollzcile 33, Ing . R . Buchbinder, Bm. (12182).
2. Bezirk:  Praterstraßc 45, Ing . Otto Bouhold, Bm . (12006).
„ „ Praterstraßc 36, Johann Fitzthum, Mm. (12159).
„ „ Czcrninplatz 2, Praterstraßc 50, Karl Kirchcm, Bm. (1217t>).
3. Bezirk:  Radetzkystraße 1 (12008).
„ „ Veithgasic 6, Hechtl L Komp., Hoch- und Betonbauunter¬

nehmung (12017).
„ „ Ungargaffc 4, Ing . S . Himler, Bm. (12105).
4. Bezirk:  Rienößlgasse 13, Karl Wandner, Bm. (11988).
„ „ Waaggasse 17/19, Leopold Hauscnbergcr, Bm . (12112).
„ „ Prinz Eugen-Straße 30, L. F . Hofer, Bm . (12151).
5. Bezirk:  Souncnhofgassc 4, Adalbert Hartl , Bm. (11992).
„ „ Margaretenstraße 166, Ing . Beutel L Schöbitz, Bm. (11994).
„ „ Hamhurgerstraße 12, Schätz L Zaglcr , Bm. (12078).
„ „ Ziegelofengasse 33 (11902). ^
6. Bezirk:  Gumpendorfcr Straße 18, B . Brusenbauch, Bm. (12128).
7. Bezirk:  Karl Schweighofer-Gasse 5, Frauenfeld L Berghof, Bm.

(11998).
9. Bezirk:  Althanstraße 1, Rudolf Holzappel, Bin. (12204).
„ „ Liechtenstcinstraßc104, Ing . Otto Bonhold, Bm. (11996).

19. Bezirk:  Sieveringer Straße 190, Albert Kittel, Bm . (2278).
Renovierungen:

1. Bezirk:  Freyung 3, W. Hules, Bin. (12089).
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1 Bezirk:  Rosenbursenstraße 8, Melcher L Ing . Steiner Bm. (12129).
„ „ Landhausgasse2, „Universale", Redlich L Berger, Bau-A.G.

(12186).
2. Bezirk:  Kleine Pfarrgaffe 5, Ing . W'. Custer L Komp. (12157).
3. Bezirk:  Landstraßer Hauptstraße 4 a, Wavß L Freytag A.G. L

Meinong (12184).
6. Bezirk:  Linke Wienzeile 56, Gustav Endl , Bm. (11993).
7. Bezirk:  Stuckgasse 10, Franz Pölz , Bm. (12187).
8. Bezirk:  Zeltgasse 1, Oskar Brill , Bm. (12007).
„ „ Skodagasse 9/11, Alois Weber, Mm. (12167).
9. Bezirk:  Währinger Straße 78, Dehm L Olbrichts Nachfolger, Bm.

(12082).
„ „ Alser Straße 28, Dehm L Olbrichts Nachfolger, Bm.

(12083).
13. Bezirk:  Goldschlagstraße 132, Emilian Czcrmak (4618).
„ „ Speisinger Straße 81, Viktor Barak, Mm. (4593).
„ „ Testorcllogaffe 27, Ing . Karl Schmittlcr, Bm. (4617).

19. Bezirk:  Ettinghausenplatz 1, Amlacher L Sauer , Bm. (2164).
„ „ Silbcrgasse 32, Ing . Hans Plank , Bm. (2190).
„ „ Billrothstraße 44, Adolf Micheroli, Bm. (2179).

Abänderung von Liegenschaftsgrenzen:
Grundabteilungen:

10. Bezirk:  Einl .Z . 67, Jnzcrsdorf -Stadt , von Barvinek und Kon¬
sorten (11991st

16. Bezirk:  Einl .Z . 1104, 1108, Ottakring, von G. Bcrmann und I.
Eibel (12144).

21. Bezir  k: Einl .Z . 742, Grundstück 863, Donaufeld, von M. L I.
Flicker (12150).

„ „ Einl .Z. 94, Grundstück 444/4, Acker, Stadlau , von Herminc
Heindl (H 71).

„ „ Einl .Z . 76 und 495/2, Grundstück 494/2, Stadlan , von
Johann Genoch (H 72).

„ „ Einl .Z . 101, Grundstück 576, Stadlau , von Markus Speer
und Karl Koretz (H 78).

„ „ Einl .Z. 95, Grundstück 539, Acker, Stadlau , von Hermine
Heindl und Mitbesitzer (H 79).

Ansuchen um Bekanntgabe (Aussteckung) von Fluchtlinien
und Höhenlagen wurden überreicht:

13. Bezirk:  Küniglberg , Hietzing, von der Arbeiternnfallversichernng
(4642).

„ „ Einl .Z. 212, Speising, von Marie Huber (4643).
„ „ Einl .Z . 837, Lainz, von Karoline Stierlin (4690).
„ „ Einl .Z . 228, Untcr-Baumgarten , vom Landeskulturrat für

Oberösterreich(4691).
„ „ Einl .Z. 604, Lainz, von A. Szkokan (4556).
„ „ Einl .Z. 2142, Ober-St . Veit, von Paul Tinhof (4570).
„ „ Einl .Z. 521, Ober-St . Veit, von Rudolf Bock (4602).
„ „ Einl .Z. 568, Lainz, von Jlka Bondh (4604).
„ „ Einl .Z. 3, Hacking, von Karl Pospisil (4609).
„ „ Grundstück 330/7, Breitensee, von Hermine Pospisil (4619).
„ „ Einl .Z . 375, Hietzing, von Richard Stein (4692).
„ „ Einl .Z . 413, Ober-Baumgarten , von I . Hauzenberger

(4693).
19. Bezirk:  Einl .Z. 162, Unter-Döbling, von Löschner L Helmer, Bm.

(2267).
„ „ Einl .Z. 1049, Unter-Sievering, von Ing . A. Spritzer A.G.

(2238).
„ „ Einl .Z . 630, Unter-Döbling, von Amlacher L Sauer , Bni.

(2274).
„ „ Ruthgaffe, Scheibengasse, Einl .Z . 540, Unter-Döbling, von

Franz Neuwirth (2277).
21. Bezirk:  Einl .Z . 261, Kat .Parz . 1087/49, an der Wulzendorfstraße,

Aspern, von Edmund Schmid (C 150).
„ „ Kagraner Platz 46, von Franz Hansal (C 151).
„ „ Grundstück 27/147, Schwarzlackenau, von Josef Schwarz

(C 152).
„ „ Kat.Parz . 802, Strebersdorf , von Karl und Auguste Harrer

(C 153).
Einl .Z. 1473, Kat.Parz . 525/42, Groß-Jedlersdorf I , von

Josef und Rosa Salek (C 154).
„ „ Baustelle 93, Siedlung Mühlhäufel, Aspern, von Josef und

Marie Zacherl (C 155).
„ „ Karl Benz-Weg, Bauplatz 8, Groß-Jedlersdorf I , von

Johann und Therese Hickel(C 156).
„ „ Landtafel-Einl .Z . 630, Einl .Z . 676, Donaufeld, von Franz

Pöschl (C 158).
„ „ Parzelle 9, an der Leopoldauer Straße , neue Siedlung , von

Johann und Helene Tucck (C 159).
„ „ Kat.Parz . 1087/10, an der Wulzendorfstraße, Aspern, von

Agnes Swoboda (C 161).
„ „ Einl .Z . 32, Kat .Parz . 37 (27/157), Schwarzlackenau, von

Joh ., Franziska und Margarete Hcckenthaler(C 162).
„ „ Parzelle 21, Block U, Leopoldauer Straße , von Johann

Drnek (C 163).

21. Bezjrk:  Parzelle 2, Block 8, Leopoldauer Straße , von Johanna
Rausch (C 164).

,, ,, Einl .Z . 859, Strebersdorf , von Ferdinand und Angela
Singer (C 165).

„ „ Einl .Z . 989, Kat.Parz . 55, Kagran, von Irma Fleisch¬
mann (C 166).

„ „ Einl .Z . 32, an der Wcißenwolfgaffe, Schwarzlackenau, von
Leopold Lehner (C 167).

„ » Einl .Z . 613, Kat.Parz . 778/1, Strebersdorf , von Ferdinand
und Theresia Riedel (C 168).

>, „ Einl .Z . 262, Kat.Parz . 1091, Bauplatz 46, Aspern, von
Cyrill Kosek(C 169).

„ „ Kat.Parz . 19/32, Schwarzlackenau, von Franz Burgert
(C 170).

„ „ Einl .Z. 989, Grundstück 1063, An der oberen alten Donau,
von Franz Halmdienst (C 171).

„ „ Kat.Parz . 66, Siedlungsgebiet 63, an der Strebersdorfer
Straße , von Eduard und Marie Mimler (C 172).

„ ., Einl .Z . 214, Kat.Parz . 441/1, 451/2, Groß-Jedlersdorf II,
von den HammcrbrotwerkenA.G. (C 173).

„ „ Einl .Z . 652, Kat.Parz . 633/3, Sterbcrsdorf , von Felix und
Marie Brandstätter (C 174).

„ „ Einl .Z . 266, Kat.Parz . 109/14, 110/9, 111/8, 112/6,
Stadlau , von Franz und Rosalia Geppert (C 175).

„ „ Einl .Z . 804, Grundstück 882/1, 885/1, 889/10, Bauplatz 11,
Strebersdorf , von Franz und Marie Rehrmbacher (C 177).

„ „ Baustelle 68, Siedlung an der Gcrasdorfer Straße , von
Mathilde Kabrt (C 178).

„ „ Einl .Z . 230/1, Grundstück 103, Garten , 105/1, Floridsdorf,
von Rudolf Rybk und Mitbesitzer (C 179).

„ „ Grundstück 1063/24, Gasse 1, Kagran, von I . Swarovskh
(C 180).

„ „ Floridusgaffe 12, von Karl und Anna Weiß (C 181).

Arbeiten und Lieferungen.
Die Behelfe (Pläne , Profile , Ausmaße, Kostenanschläge, Bedingntffe

usw.) können, falls nicht etwas anderes angegeben ist, in der betreffenden
Magistratsabteilung während der gewöhnlichen Amtsstunden eingesehen
werden. — Die Bedingnissekönnen, insofern sie überhaupt verkäuflich sind,
bei der städtischen Hauptkaffe zu den festgesetzten Preisen bezogen werden.
— Die Anbote sind in der in den Bedingnissen vorgeschriebenen Form zu
überreichen. — Auf verspätet einlangende oder nicht vorschriftsmäßig ab¬
gefaßte Anbote wird keine Rücksicht genommen. — Der Gemeinde bleibt
die freie Auswahl unter den Bewerbern, aber auch die Ablehnung aller
Anbote gewahrt. — Nähere Auskünfte werden in der betreffenden Magi¬
stratsabteilung erteilt.

Anbotausschreibungen.
M.Abt. 31, 7410/1930.

Kanalumbau in der Schwindgaffe
zwischen Prinz Eugen-Straße und Argentinierstraße im IV. Bezirke.

Kostenanschlag: Erd- und Baumetsterarbeiten 41.300 8 (Tarif¬
preise 1932).

Anbotverhandlung am 8. August, 10 Uhr, in derM.Abt. 31,
VII. Hermanngaffe 24/28, 2. Stiege, 2. Stock.

M.Abt. 28. 2420/1932.
Arbeiten bei der Straßenherstellung XHl. Biraghigaffe.
Erd- und Pflasterungsarbeiten mit der Ausrufsumme von

7800 8. Fuhrwerksleistungen mit 400 8. Herstellung einer Beton¬
unterlage mit 2600 8, Oberflächenbehandlung mit 5l00 8.

Anbotverhandlung am 8. August, 11 Uhr, in der M.Abt. 28,
I. Neues Rathaus. Stiege 3, Hochparterre.
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M.Abt. 28. 2440/1932.
StraßenherstellungX. Laa am Berg um den Wohnblock Hl.

Erd- und Pflasterungsarbeiten samt Fuhrwerksleistungen mit
der Rufsumme von 5000 8, Betonstraßenherstellungen mit der.Ruf¬
summe von 15.000 8.

Anbotverhandlung am8. August, )412 Uhr, in derM.Abt. 28,
I. Neues Rathaus, Stiege 3, Hochparterre.

M.Abt. 31, 1600/1932.
Kanalumbau in der Messerschmidtgasse und Schalkgasse

von der Herbeckstraßc bis zur Ladenburggasse im XVIII. Bezirke.
Kostenanschlag: Erd- und Baumeisterarbeiten 15.0558 (Tarif¬

preise 1932).
Anbotverhandlung am 12. August, 10 Uhr. in derM.Abt. 31,

VII. Hermanngaffe 24/28, 2. Stiege, 2. Stock.

M.Abt. 31, 3830/1931.
Kanalumbau in der Theresienbadgaffe und Hufelandgaffe im

XII. Bezirke.
Kostenanschlag: Erd- und Baumcisterarbeiten 19.873 8 (Tarif-

Preise 1932).
Anbotverhandlung am 17. August, 10 Uhr, in derM.Abt. 31,

VII. Hermanngaffe 24/28, 2. Stiege, 2. Stock.

Kalendarium.
Die in Klammern beigesetzte Zahl bezeichnet jenes Heft des Amls-

blattes, in dem die Anbotausjchretbung ausführlich enthalten ist.
1. August. (M.Abt. 15K.) Wohnhausbau XX Engelsplatz,

Häuser 89—99. 9 Uhr Anstreicherarbeiten, 9 Uhr 15 Min.
Schlofferbeschlagarbeiten(Heft 60).

4. August, 9 Uhr. tM.Abt. 15a.) Glaserarbeiten für den Wohnhaus¬
bau III Obere Bahngaffe(Heft 60).

8. August, 10 Uhr. (MAbt 31.) Kanalumbau in der Schwindgaffe
zwischen Prinz Eugen-Straße und Argenttnierstraße im IV. Be¬
zirke(Heft 61).

8. August, 11 Uhr. (M.Abt. 28.) Arbeiten bei der Straßen¬
herstellung XIII. Biraghigaffe(Heft 61).

8. August, >L12 Uhr. (M.Abt. 28) StraßenherstellungX. Laa
am Berg um den Wohnblock III (Heft 61).

9. August, 9 Uhr. (M.Abt 26.) Umbau zweier Speisenaufzüge im
Zentralkinderhcim XVIII. Bastiengaffe 36/38 (Heft 60).

12. August, 10 Uhr. lM.Abt. 31.) Kanalumbau in der Mefferschmidt-
gasse und Schalkgaffe von der Herbeckstraße bis zur Ladcn-
burggasse im XVIII. Bezirke(Heft 61).

17. August, 10 Uhr. (M.Abt. 31.) Kanalumbau in der Theresien¬
badgaffe und Hufelandgaffe im XII. Bezirke(Heft 61).

30. August, 9 Uhr. (M.Abt. 34a.) Laufende Bauleistungen für die
Herstellung und Erhaltung der Abzweigsleitungender städt.
Wasserwerke in Wien bis 31. Dezember 1933 (Heft 57).

1. September, 9 Uhr. (M.Abt. 34a.) Laufende Bauleistungen für
die Erweiterung und Erhaltung der Wasserverteilungs- und
Betriebsanlagen der städt. Wasserwerke in Wien und Mauer
bis 31. Dezember 1933 (Heft 57).

Ergebnisse.
Wohnhausbau XV. Stutterheimstraße.
Anbotverhandlung am 26. Juli 1932.

Es offerierten in Schilling für die S chl o s s e r(G e w i cht s)-
arb eiten:  Matthias Kubesch 14.264, Josef Holub 14.769'20, Karl Lit-
schauerL Franz Sigmund 13.970'50, Martin Schober 15.444, Hans Lakits
18.023, Karl Kölbel 19.923, Karl Nerimeier 17.372, Ignaz Krausz L
Komp. 14.762, Johann Sommer 13.866, Wenzel Klik 14.382, Albert Var¬
iiert L Sohn 14.217, Heinrich Sedlacek 13.689, Florian Oboril 13.312,
Peter Gastl 14.701, E . F . Teich 17.871'20, Heinrich Rotier 13.782, Josef
Scheibenreif 14.598, Karl Novak 15.893-10, Anton Wiesers Söhne

Uer AjederÜ8terreicki8clien L8comptexe8ell8ctistt
>Vien, I., Ltubenrmx 24 lelepkon 8-29-5-70

tternrsugrokrv
Xlinkerriegel

kukdoöenplstlen
Vrolloirplsttei»

14.746'39, M. L R . Siroky 15.942, Wilhelm Schmidt 14.671'50, Josef
Hamata 15.213-60;

in Perzenten Nachlaß für die Z i m m e r m a l e r a r b e i t e n : Anton
Krutz 25'5, Johann Adamck 26, Johann Bitzan 25, August Hyrtl 26,
Johann Kronfuß 26, S . Feuer 12, Fritz Matejcek 265 , Albert Schütz 21,
Eugen Schütz 23, Johann Serrani 26, Karl Miß 24, Franz Kuda 20,
Alois Charvat 26, Anton Rumpl 24, Johann Schimmel 25, Anton Strnad
26, Eduard Koczwera 20, Alois Danek L M. Fischer 26, Rudolf Jüttner
20, Rudolf Latzelberger 22, Franz Benesch 22, Anton Hochreiter 25,
„Amag" 24, Willy Heller 12, Johann Scheer 28, Blässy L Nowotny 25.

Schloffer(Gewichts)arbeiten für den Wohnhausbau III . Obere Bahngaffe.
Anbotverhandlung am 28. Juli 1932.

Es offerierten in Schilling: Peter Gastl 21.414'90, M. L R . Siroky
21.355-50, Karl Kölbl 29.512-50, Heinrich Rotier 21.605, Heinrich Sedla¬
cek 20.559'80, Hans Lakits 22.600'40, Matthias Kubesch 19.604'30, Josef
Hamata 24.051'30, Karl Litschaucr L Franz Sigmund 20.716-90, Johann
Sommer 22.733-90, Ant . Wiesers Söhne 20.317'12, Wenzel Klik 21.240'20,
Albert Barnert L Sohn 21.929'40, Leopold Kopriva L Sohn 25.934'10,
Florian Oboril 19.661, Josef Scheibenreif 21.347, Ignaz Krausz L Komp.
19.991'40, Karl Novak 23.478-10, Martin Schober 21.335'40, Wilhelm
Schmidt 23.069-50, E. F . Teich 27.987'20, Josef Holub 22.840'50.

Vergebungen.
Erd -, Baumeister- und Maschinistenarbeiten für die Auswechslung

der bestehenden 80—105-mm-Leitungen gegen eine 150-mm-Leitung im
XVI . Bezirke, Neulerchenfelder Straße , vom Gürtel bis zur Blumberg¬
gasse, an die Bauunternehmung Karl Schreiner L Komp., Wien, XVI.
Lorenz Mandl-Gasse 47.

Kundmachungen.
Festsetzung der Höhe der während der Zeit vom 1. bis 31. August 1932
geltenden veränderlichen Gebühren für die tierärztliche Untersuchung von
Tieren, die in Eisenbahn- und Schifssstationen Wiens ein- und aus-

geladen werden.
M.Abt. 43/6/VIII/32 . Wien,  am 23. Juli 1932.

Auf Grund der Kundmachung des Wiener Magistrates als politischer
Landesbehörde vom 1. Dezember 1921, M.Abt. 43/4351/21, in der Fassung
der Kundmachung vom 20. September 1922, M.Abt. 43/4556/22, L.G.Bl.
für Wien Nr . 149 und der Kundmachung vom 27. August 1928,
M.Abt 43/3822 aus 1928, L.G.Bl. für Wien Nr . 27, betreffend die tier¬
ärztliche Untersuchung von Tieren, die in Eisenbahn- und Schiffs¬
stationen Wiens zur Ein - und Ausladung gelangen, wird festgestellt und
verlautbart:

I . Die Grundgebühr, die der Berechnung dieser veränderlichenGe¬
bühren zu Grunde zu legen ist, beträgt 1-33 8.

II . Es verbleiben sonach die für den Monat Juli 1932 festgesetzten
Untersuchungs- (Beschau-) Gebühren.
Vom Wiener Magistrate, Abteilung 43, im staatlichen Wirkungsbereiche.

Gebühren für die Vornahme amtlicher Untersuchungen von Vieh und
Fleisch

für die Zeit vom 1. bis 31. August 1932.
M.Abt. 43/6/VIII/32 . Wien,  am 23. Juli 1932.

Im Sinne der Bestimmungen des Gesetzes vom 26. September
1922, L.G.Bl . für Wien Nr . 145 aus 1922 und der hiezu erlassenen Durch-
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sührungsverordnung vom 26. September 1922, L.G .Bl . für Wien Nr . 147,
unter Berücksichtigung der Bundesvcrwaltungsabgabenvcrordnung vom
18. Dezember 192',, B .G .Bl . Nr . 444 , des Gesetzes vom 21. Dezember 1921,
L.G .Bl . für Wien Nr . 50 und des Gesetzes vom 5. Dezember 1930,
L.G .Bl . für Wien Nr . 60, wird verlautbart:

V . Die Grundgebühr , nach der die Untcrsuchungs - (Beschau -)
Gebühren bemessen werden , beträgt 1 33 8.

14. Es verbleiben sonach die für den Monat Juli 1932 festgesetzten
llntersuchungs - (Beschau-) Gebühren.

Die vorstehende Kundmachung tritt am 1. August 1932 in Kraft.

Vom Wiener Magistrate , Abteilung 43 , im selbständigen Wirkungsbereiche.

Ein - und Durchfuhr von Tieren , tierischen Rohstoffen und Produkten aus
Ungarn.

M .Abt . 43/11 b/1854/32 . Wien,  am 22. Juli 1932.

Das Bundesministerium für Land - und Forstwirtschaft hat mit
Erlaß vom 16. Juli 1932, Z . 24633/Vt .V . an die Aemtcr aller Landes¬
regierungen nachstehendes bekanntgegeben:

Am 15. d. M . ist der Handelsvertrag mit Ungarn und hicmit auch
das einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages bildende Tierseuchen-
übcrcinkommen außer Wirksamkeit getreten.

Mit Rücksicht hierauf wird , um während des vertragslosen Zustandes
die Kontinuität in der Handhabung der beim Verkehre mit Tieren , tieri¬
schen Rohstoffen und Produkten aus Ungarn nach und durch Oesterreich
einzuhaltenden vetcrinärpolizeilichcn Vorschriften aufrecht zu erhalten , auf
Grund des § 4 des Tierseuchengesctzes im Einvernehmen mit dem Bundes-
mmisterium für Handel und Verkehr angeordnet , daß bis auf weiteres hin¬
sichtlich des Verkehres mit Tieren , tierischen Rohstoffen und Produkte » aus
Ungarn nach und durch Oesterreich die im obgcnannten Tierseuchmübercin-
lommen samt Anlage und Schlußprotokoll und die im hierortigen Ertaste
vom 1. August l93l , Z . 29529/Vt .V ., betreffend die Durchführung dieses
Uebercinkommcns enthaltenen Bestimmungen und Vorschriften Anwendung
zu finden haben.

Vom Wiener Magistrat , Abteilung 43 , als Amt der Wiener Landesregie¬
rung , mittelbare Bundesverwaltung.

Eintragungen in den Erwerbsteuerkataster.
Gewerbeunternehmungen.

22 . Juni 1932.

(Fortsetzung .)

Jacob ! Adolf , Alleininhaber der Firma Adolf L Alexander Jacobi,
fabriksmäßige Erzeugung von Zigarettenhülsen , Zigarettcnpapier und
Kartonnagewaren , VIII . Piaristengaffe 17. — Jerabek Franz , Vermittlung
von Geschäfts - und Wohnräumen , XII . Schönbrunner Straße 188. —
Karasek Josef Franz , Tischler , II . Rotensterngaffe 24. — Kästner Harrv,
Alleininhabcr der Firma Harry Kästner , Handel mit Textil -, Spinnerei-
und Webereiwaren . I . Deutschmcistcrplatz 2. — Hr . i>l,il . Kietaibl Karl,
Erzeugung chemisch-technischer Präparate , IX . Seegasse 6. — Klicger
Hermann , Strickwarenerzeugung . IX . Hahngasse 26 . — Knöpfelmacher Wil-
belm, Straßenhandel mit Galanterie -, Kurz -, Parfümerie -, Spiclwaren und
Haushaltungsartikcln , XII . Lobkowitzbrückc, Bahnparzelle 421 . — Kyscla
Emma , Damenklcidermachcrgewerbe , IX . Nußdorfer Straße 66. — Lieber
Edmund , Vermittlung des Kaufes , Verkaufes und Tausches , der Pachtung
und Verpachtung von Realitäten und Vermittlung von Hypothekardarlehen
lNealitätenvermittlung ) . IX . Nußdorfer Straße 43. — Lieber Edmund,
"Vrwaltung von Gebäuden , IX Nußdorfer Straße 43. — Lindner-
Marguart Georg . Gemischtwarenhandel , Xll . Hetzendorfer Straße 81. —
Marx Josef , Konzession zur Vermittlung des Kaufes , Verkaufes und
^ausches , der Pachtung und Verpachtung von Realitäten und zur Vermitt¬
lung von Hypothekardarlehen (Realitätsnvermittlung ), I . Wipplingerstraßc
Nr . 13.

(Das Weitere folgt .)
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